
 

Gemeinde Haseldorf 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0168/2018/HaD/BV 
 
 

Fachbereich: Bauen und Liegenschaften Datum: 24.09.2018 

Bearbeiter: Melanie Pein AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Gemeindevertretung Haseldorf 18.10.2018 öffentlich 

 

Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 12 der Gemeinde 
Hetlingen, Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gem. § 4 (2) BauGB, Beteiligung der Nachbargemeinden (§ 2 (2) 
BauGB 
 
Sachverhalt: 
In der Sitzung vom 19.04.2018 hat die Gemeindevertretung Hetlingen die Aufstellung 
die 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 12 beschlossen. Mit Schreiben vom 
25.06.2018 wurde die Gemeinde Haseldorf im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung 
gemäß § 4 (1) Baugesetzbuch zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert. Der 
ausgearbeitete Entwurf wurde am 04.09.2018 durch den Bau- und Wegeausschuss 
und am 13.09.2018 durch die Gemeindevertretung beschlossen und zur Auslegung 
und Beteiligung gemäß §§ 3 (2) und 4 (2) Baugesetzbuch bestimmt. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Gemeinde Haseldorf wird um Abgabe einer Stellungnahme bis zum 26.10.2018 
gebeten. 
 
 
 
Finanzierung: 
entfällt  
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
entfällt 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Gemeindevertretung beschließt: 
 

a) Die Gemeinde Haseldorf hat keine Einwendungen gegen die Aufstellung der 

TOP Ö  7TOP Ö  7



1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 12 der Gemeinde Hetlingen.  
 

b) Die Gemeinde Haseldorf hat folgende Einwendungen gegen die Aufstellung 
der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 12 der Gemeinde Hetlingen: 

 
 
 
 
 
 
__________________ 
Sellmann 
 
 
 
Anlagen: 

- Entwurf der Planzeichnung zur 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 12 – 
Gemeinde Hetlingen 

- Textliche Festsetzungen zur 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 12 - Ge-
meinde Hetlingen 

- Entwurf der Begründung zur 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 12 - Ge-
meinde Hetlingen 

- Landschaftsplanerische Stellungnahme zur 1. Änderung des B-Plans Hetlin-
gen 12 

- Begründung zum Bebauungsplan Nr. 12 inkl. Umweltbericht 
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Gemeinde Hetlingen  
 

Begründung zur 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 12 
 

für das Gebiet südlich der Holmer Straße, östlich der Wohnbebauung „Blink“,  

nördlich der 2. Deichlinie in einer Tiefe von ca. 150 m 

 

Stand zur Beteiligung gemäß § 3(2) und §4(2) BauGB 
Stand: 13.08.2018 

 

 
 

 
Auftraggeber: 
 

Gemeinde Hetlingen  

Hauptstraße 23 

25489 Haseldorf 

www.hetlingen.de 
 

 

 

Auftragnehmer: 
 

WRS ARCHITEKTEN & STADTPLANER GMBH 

Markusstraße 7  

20355 Hamburg  
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WRS ARCHITEKTEN & STADTPLANER GMBH         Landschaftsarchitekt Dirk Matzen       d+p dänekamp und partner Beratende Ingenieure VBI 
 

1 Allgemeines 
 

Grundlagen dieses Bebauungsplanes sind: 

das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 

(BGBl. I S. 3634), 

die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung vom 21. November 2017 (BGBI. I S. 

3786), 

die Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) vom 18. Dezember 1990 (BGBI. 1991 I S. 58), 

zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBl. I S. 1057), 

die Landesbauordnung für das Land Schleswig-Holstein (LBO SH) vom 22. Januar 2009 

(GVOBI. 2009, S. 6), in der zuletzt geänderten Fassung, 

das Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), in der zuletzt 

geänderten Fassung, 

das Gesetz zum Schutz der Natur (Landesnaturschutzgesetz – LNatSchG SH) vom 

24. Februar 2010 (GVOBI. S. 301), in der zuletzt geänderten Fassung, 

die Landesverordnung über gesetzlich geschützte Biotope (Biotopverordnung) vom 

22. Januar 2009 (GOVBl. 2009, S. 52), 

der Regionalplan für den Planungsraum I, Schleswig-Holstein Süd, Fortschreibung,  

der Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein 2010 (LEP) (Amtschl. SH 2010 S. 719), 

der Landschaftsplan Gemeinde Hetlingen mit Stand aus dem Jahr 1998. 
 

1.1 Gründe und Planerfordernis 

Mit dem Bebauungsplan Nr. 12 wurden die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die 

Errichtung von Wohngebäuden (Allgemeine Wohngebiete), gemischt genutzten Gebäuden 

(Mischgebiete) sowie gewerblich genutzten Gebäuden (eingeschränkte Gewerbegebiete) 

geschaffen. In diesem Bebauungsplan wird der Geltungsbereich dieser 1. Änderung als ein-

geschränktes Gewerbegebiet festgesetzt. 

Um die Umsiedlung und Expansion eines ortsansässigen Gewerbebetriebs und den Bau von 

Wohnungen zu ermöglichen, muss der südwestliche Bereich des Gewerbegebiets als Misch-

gebiet ausgewiesen werden.  

Das Planerfordernis nach § 1 (3) BauGB für die Aufstellung dieser Bebauungsplanänderung 

ist damit gegeben. 

Im geltenden Flächennutzungsplan aus dem Jahr 2013 ist die Fläche dieses Plangeltungs-

bereiches als Gewerbegebiet dargestellt. Eine Änderung des Flächennutzungsplanes ist 

nicht erforderlich, da die Bebauungsplanänderung aus dem Flächennutzung gemäß § 8 (2) 

BauGB entwickelt werden kann. 

 

1.2 Lage im Gemeindegebiet 

Das Plangebiet liegt am nordöstlichen Rand der Gemeinde Hetlingen im südöstlichen 

Bereich des Geltungsbereichs des Bebauungsplans Nr. 12. Im Norden grenzt der Bebau-

ungsplan Nr. 12 an die Holmer Straße (L 261), im Osten an freie Landschaft, im Süden an 

den Deich (2. Deichlinie) und im Westen an das Wohngebiet „Blink“.  
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1.2.1 Nutzungs- und Freiraumstruktur, Orts- und Landschaftsbild 

Das Plangebiet grenzt im Osten an die freie Landschaft, südlich angrenzend befinden sich 

ein Entwässerungsgraben und ein Deich der 2. Deichlinie. Im Norden und Westen grenzt das 

Gebiet an die Mischgebiets- bzw. Gewerbegebietsausweisungen des Bebauungsplans Nr. 12.  

Derzeit wird die Fläche landwirtschaftlich genutzt. Die einzige Zufahrt befindet sich am 

nordwestlichen Rand des Plangebietes. 

Das Ortsbild westlich des Plangebietes ist geprägt durch zusammenhängende Bebauung 

mit überwiegend Einfamilienhäusern, im Bereich des Flächen des Bebauungsplans Nr. 12 

sind die Flächen noch unbebaut. Nördlich, östlich und südlich dominieren die landwirt-

schaftliche Nutzung sowie der Deich das Landschaftsbild. 
 

1.2.2 Infrastruktur  

In der Gemeinde Hetlingen gibt es diverse Vereine, Bildungseinrichtungen und Freizeitan-

gebote. Der Kindergarten und die Grundschule liegen ca. 1.100 m vom Plangebiet entfernt, 

weiterführende Schulen sind in Wedel (ca. 8,5 km entfernt) ansässig. Der Sportverein mit 

Fußballplatz und zwei Tennisplätzen ist ca. 1.000 m vom Plangebiet entfernt im Ortskern 

gelegen. Im Plangebiet selbst sind keine Infrastruktureinrichtungen vorhanden oder 

geplant. Ein Spielplatz ist ca. 500 m Entfernung vom Plangebiet entfernt. 
 

1.2.3 Kultur- und sonstige Sachgüter 

Kulturgüter besitzen als Zeugnis menschlichen Handelns einen politisch-gesellschaftlichen 

Wert, denn sie geben Aufschluss über das Leben früherer hier lebender Menschen.  

Werden während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt, ist 

die Denkmalschutzbehörde unverzüglich zu benachrichtigen und die Fundstelle bis zum 

Eintreffen der Fachbehörde zu sichern. Verantwortlich hier sind gem. § 15 DSchG der 

Grundstückseigentümer und der Leiter der Arbeiten. 
 

1.2.4 Altlasten 

Altlastenstandorte oder Altlastenverdachtsflächen sind im Geltungsbereich dieser Bebau-

ungsplanänderung nicht bekannt. Hinweise auf Altlasten aus der früheren landwirtschaftli-

chen Nutzung liegen bisher nicht vor. 
 

1.2.5 Kampfmittel 

Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegen zwar keine Hinweise auf möglicher-

weise vorhandene Kampfmittel vor, gleichwohl können Kampfmittel nicht garantiert ausge-

schlossen werden. Vor Beginn von Tiefbaumaßnahmen wie z. B. Baugruben, Kanalisation 

oder Straßenbau ist die Fläche gemäß Kampfmittelverordnung des Landes Schlewig-Hol-

stein auf Kampfmittel untersuchen zu lassen. 
 

1.2.6 Bedarfe 

Schon 2013 hatten sechs ortsansässige Gewerbebetriebe Interesse an Gewerbeflächen 

außerhalb des Ortskerns angemeldet. Diese Betriebe liegen alle in vollständig bebauten 

Wohn-, Misch- oder Dorfgebieten im Ortskern. Deren beengte Situation führt zu Konflikten 

mit den Nachbarn und bietet den Betrieben kaum Expansionsmöglichkeiten. 

Derzeit gibt es eine konkrete Anfrage eines ortsansässigen Betriebes an die Gemeinde für 

den südöstlichen Bereich des Gewerbegebiets am Deich im Bereich des Bebauungsplanes 

Nr. 12. Dieser Betrieb soll nicht zuletzt wegen der mit ihm verbundenen Arbeitsplätze am 
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Ort gehalten werden. Der Betreiber möchte jedoch neben seinem Betrieb auch drei Woh-

nungen bauen, die im Gewerbegebeit unzulässig wären. 
 

 

 

 

 

 

2 Planerische Rahmenbedingungen 

Der Bebauungsplan Nr. 12 wurde entsprechend den übergeordneten Planungsvorgaben des 

Landesentwicklungsplans (2010), des RegPlans (1998) sowie des Regionalen Entwicklungs-

konzepts (2000) aufgestellt. 

Der Bebauungsplan wurde aus dem Flächennutzungsplan der Gemeidne Hetlingen ent-

wickelt. Im Flächennutzungsplan ist der Bereich dieser 1. Änderung des Bebauungsplans 

Nr. 12 als gewerbliche Baufläche dargestellt. 

Der Landschaftsplan stellt für das B-Plangebiet im südlichen Teil Mischgebietsflächen und 

im nördlichen Teil die Sonderfläche Sport dar. Ein flächiger Schutzanspruch gemäß 

LNatSchG besteht für das Plangebiet nicht. Landschaftsschutz ist unmittelbar nicht betrof-

fen. 

Trotz der Änderung der Art der baulichen Nutzung (statt Gewerbegebiet wird Mischgebiet 

festgesetzt) bleibt auch mit dieser 1. Änderung die Konformität mit den o.g. Planungsinstru-

menten unverändert erhalten, da aus einer gewerblichen Baufläche im Flächennutzungplan 

auch ein Mischgebiet entwickelt werden kann. 
 

 

 

 

 

 

3 Inhalt der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 

Nach Inkrafttreten des Bebauungsplan Nr. 12 stellte sich heraus, dass der für den südlichen 

Teil des Gewerbegebiets anvisierte, ortsansässige Gewerbebetrieb dort nicht die von ihm 

zusätzlich gewünschten drei Wohnungen bauen kann. Um diesen Gewerbebetrieb in der 

Gemeinde zu halten, hat sich die Gemeinde daher entschlossen, den Bebauungsplan in die-

sem Teilbereich zu ändern. Anstelle eines eingeschränkten Gewerbegebiets wird der südli-

che Teil in der Flucht des westlich angrenzenden Mischgebiets in ebenfalls Mischgebiet 

geändert. Dabei werden die Festsetzungen des westlich angrenzenden Mischgebiets (Fest-

setzungskonzept des Bebauungsplans Nr. 12) auf das neue Mischgebiet übertragen. Der 

nördliche Bereich der Bebauungsplanänderung wird unverändert als eingeschränktes 

Gewerbegebiet festgesetzt, lediglich die Baugrenze wird an die neue Grenze des 

Gewerbegebiets angepasst. 

Im Textteil B dieser Bebauungsplanänderung werden aus Gründen des besseren Verständ-

nisses lediglich die für den Änderungsbereich relevanten Festsetzungen übernommen. Die 

gesamten Festsetzungen sowie das dahinter stehende städtebauliche Konzept werden in 

der Begründung zum Bebauungsplan Nr. 12 (als Anlage beigefügt) erläutert. Wegen der 

Einzelheiten wird deshalb auf die Anlage verwiesen. 
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3.1 Art der baulichen Nutzung 

3.1.1 Mischgebiete MI 

Mischgebiete nach § 6 BauNVO dienen dem Wohnen und der Unterbringung von Gewerbe-

betrieben, die das Wohnen nicht wesentlich stören. Diese Ausweisung dient der Schaffung 

von gemischt genutzten Flächen für Wohn- und gewerbliche Nutzung, wie z. B. nicht 

störende Handwerksbetriebe. Dabei sollte gemäß BauNVO ein in etwa gleichgewichtiges 

Verhältnis von Wohn- und Gewerbenutzung, mindestens jedoch ein Anteil von 40% einer 

der beiden Nutzungsarten gewahrt werden.  

Um den Mischgebietscharakter der Gebiete zu unterstützen und dennoch ein störungsar-

mes Wohnen zu gewährleisten, werden die nach § 6 (2) BauNVO in Mischgebieten zuläs-

sigen Nutzungen 

- Einzelhandelsbetriebe (Nr. 3), 

- Tankstellen (Nr. 7) und 

- Vergnügungsstätten (sowohl die nach Nr. 8 allgemein als auch die nach § 6 (3) 

BauNVO ausnahmsweise zulässigen V.)  

ausgeschlossen. Diese Nutzungen würden die Erschließung des Gebietes überlasten und 

den Charakter des Mischgebietes stören. Der Ausschluss erfolgt auch vor dem Hintergrund 

der (von diesen Betrieben ausgehenden) Immissionsbelastung für die gebietsinterne und im 

Allgemeinen Wohngebiet im Bebauungsplan Nr. 12 angrenzende Wohnnutzung.  
 

3.1.2 Eingeschränktes Gewerbegebiet GEe 

Gewerbegebiete nach § 8 BauNVO dienen vorwiegend der Unterbringung von nicht erheb-

lich belästigenden Gewerbebetrieben. Diese Ausweisung schafft die planungsrechtliche 

Grundlage für die Ansiedlung von Gewerbebetrieben, die aufgrund ihrer Einschränkungen 

verträglich gegenüber der angrenzenden Mischnutzung sind. 

Das eingeschränkte Gewerbegebiet soll ortsansässigen Gewerbebetrieben Expansionsmög-

lichkeiten bieten und Entwicklungsreserven für ortsangemessene Gewerbebetriebe für die 

Zukunft bereitstellen.  

Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber oder 

Betriebsleiter (gemäß § 8 (3) Nr. 1 BauNVO) sind ausnahmsweise zulässig, sofern ihre 

Grundfläche nicht mehr als 30% der insgesamt errichteten Grundfläche beträgt. Diese 

Festsetzung sichert, dass eine Wohnnutzung für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen 

sowie für Betriebsinhaber oder Betriebsleiter dem Gewerbebetrieb deutlich untergeordnet 

ist. Die Flächen sollen überwiegend dem Arbeiten vorbehalten bleiben. 

Zur Sicherung des angestrebten ortsangemessenen Charakters der Gewerbegebiete wer-

den die nach § 8 (2) BauNVO zulässigen Nutzungen 

- Vergnügungsstätten (Gewerbebetriebe i.S.d. § 8 (2) Nr. 1 BauNVO), insbesondere 

Spielhallen und ähnliche Unternehmen im Sinne der §§ 33a-i der Gewerbeordnung, 

die der Aufstellung von Spielgeräten mit und ohne Gewinnmöglichkeit dienen, Wett-

büros, Bordelle, bordellartige Betriebe sowie Vorführ- und Geschäftsräume, deren 

Zweck auf Darstellungen oder auf Handlungen mit sexuellem Charakter ausgerich-

tet sind, 

- Einzelhandelsbetriebe (Gewerbebetriebe i.S.d. § 8 (2) Nr. 1 BauNVO), 

- Tankstellen (Nr. 3) 

ausgeschlossen. Diese Nutzungen würden den Charakter eines produzierenden Gewerbege-

bietes stören und die geplante Erschließung überlasten. Der Ausschluss erfolgt auch vor 
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dem Hintergrund der von diesen Betrieben ausgehenden Immissionsbelastung für die 

angrenzende Wohnnutzung. 
 

3.1.3 Geh-, Fahr- und Leitungsrechte 

Entlang des Deiches an der südlichen Grenze des Plangeltungsbereiches ist ein Graben vor-

handen. Dieser ist für die Oberflächenentwässerung notwendig und muss von Zeit zu Zeit 

inspiziert und ggf. geräumt werden. Zu diesem Zweck ist ein fünf Meter breiter Streifen auf 

den an diesen Graben angrenzenden Privatgrundstücke (Mischgebiet) frei und mit schwe-

rem Gerät befahrbar zu halten. Aus diesem Grund dürfen hier keine baulichen Anlagen 

errichtet werden, die dies behindern. Bodenversiegelungen (auch Stellplätze) sind von die-

sem Verbot ausgenommen. Zu diesem Zweck wird hier ein Geh- und Fahrrecht in der Plan-

zeichnung eingetragen. In die privatrechtlichen Kaufverträge ist dies zu übernehmen. 
 

3.2 Maß der baulichen Nutzung 

3.2.1 Mindestgrundstücksgröße, Zahl der Wohneinheiten 

Mit der Festsetzung der Mindestgrundstücksgröße und der Begrenzung der Anzahl der 

Wohneinheiten je Grundstück wird die Gesamtanzahl der Wohneinheiten im Quartier 

begrenzt, damit das geplante Erschließungsnetz nicht überlastet wird. Auf diese Weise wird 

eine hohe Wohnqualität gesichert sowie eine mit der Nachbarschaft des Quartiers und mit 

der Lage am Ortsrand verträgliche bauliche Dichte erreicht.  

Daher ist für Einzelhäuser (Mischgebiet) generell eine Grundstücksgröße von mindestens 

600 m² nachzuweisen.  

Die höchstzulässige Zahl der Wohneinheiten ist im Mischgebiet auf maximal zwei je Einzel-

haus festgesetzt. Dabei ist die zweite Wohneinheit ausschließlich als untergeordnete Einlie-

gerwohnung zulässig.  

Ausnahmsweise sind im Mischgebiet maximal 10 Wohneinheiten je Einzelhaus zulässig. 

Diese Festsetzung ermöglicht es der Gemeinde, im Ausnahmefall auch Geschosswohnungs-

bau zuzulassen – eine entsprechende Nachfrage ist in Form einer Bauherrengeminschaft 

vor Ort vorhanden. 
 

3.2.2 Überbaubare Grundstücksfläche 

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen festgelegt. Diese setzen die 

maximale Ausdehnung der überbaubaren Fläche fest und sind so definiert, dass die Grund-

stücke gut bebaubar sind und zu den öffentlichen Straßenverkehrsflächen ein Abstand von 

3 m eingehalten wird.  
 

3.2.3 Grundflächenzahl 

Im Mischgebiet soll die Bebauung eine räumliche Wirkung entfalten. Insofern wird eine 

maximale GRZ von 0,35 festgesetzt, um eine angemessene Ausnutzung der Grundstücke 

zu ermöglichen. 

Im eingeschränkten Gewerbegebiet soll eine gewerbegebietsverträgliche Ausnutzung 

möglich sein. Daher ist eine GRZ von 0,6 festgesetzt. 
 

3.2.4 Geschossigkeit, Bauweise 

Die Festlegung der maximal zweigeschossigen Bauweise im Mischgebiet erfolgt vor dem 

Hintergrund der damit erreichbaren besseren Oberflächen-Volumen-Verhältnisse der 
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Gebäude. Diese Festsetzung erlaubt bei Einhaltung der Höhenbegrenzung ein zusätzliches 

Dach- oder Staffelgeschoss. 

Im Mischgebiet sind nur Einzelhäuser zulässig. Diese Festsetzung soll die geplante Sied-

lungsdichte wahren und somit sicherstellen, dass die geplante Erschließung nicht überlas-

tet wird.  
 

3.2.5 Höhenbegrenzung und Höhenlage der Gebäude 

Um die Gesamthöhe der Bebauung zu begrenzen und so die Einfügung in die Nachbarschaft 

zu erzielen, werden zusätzlich eine Gebäudehöhe sowie eine Sockelhöhe festgesetzt.  

Als Basis für diese Höhen wird die Oberkante des fertigen Fußbodens (OKFF) des Erdge-

schosses festgesetzt. Diese bildet wiederum die Oberkante der Sockelhöhe, die maximal 

0,60 m über dem jeweiligen Bezugspunkt liegen darf. Der Bezugspunkt (Bz) für die Sockel-

höhe der Gebäude sowie die Höhe von Grundstückseinfriedungen ist die Oberkante der 

Straße vor dem Gebäude, definiert durch die Oberkante des Fahrbahnaufbaus der nächst-

gelegenen öffentlichen Verkehrsfläche, gemessen in der Fahrbahnachse, in Höhe des Mit-

telpunktes der gemeinsamen Grenze zwischen Verkehrsflächen und jeweiligem Grundstück. 

Im gesamten Plangebiet ist eine maximale Gebäudehöhe von 10,00 m zulässig. Ziel ist es, 

eine möglichst große Freiheit bei der Wahl der Gebäudeform zu geben und gleichzeitig die 

Baumasse auf zwei Vollgeschosse zuzüglich Dach- oder Staffelgeschoss zu begrenzen. 

Produktionsbedingte Anlagen geringeren Umfangs wie Schornsteine, Lüftungsanlagen oder 

Anlagen zur Nutzung von Sonnenenergie dürfen in den Misch- und Gewerbegebieten bis zu 

2 m über die maximale Gebäudehöhe hinausragen. 
 

3.3 Gestaltung 

Um eine möglichst hohe Flexibilität und genügend Spielräume für die gestalterische und 

funktionale Vielfalt zu ermöglichen, werden nur einzelne, grundlegende Festsetzungen 

getroffen. Ziel ist hierbei, über „Spielregeln“ für das Bauen eine gewisse Homogenität der 

Architekturen und damit einen harmonischen Gesamteindruck des Quartiers zu erzeugen. 

Es sollen weder eine Eintönigkeit immer gleicher Gebäude aufgrund zu eng gefasster 

Festlegungen noch ein „Wildwuchs“ allzu unterschiedlicher Farben und Formen entstehen.  

Der Gestaltung des Ortsbildes aufgrund § 84 (1) LBO im Sinne des § 9 (1) Nr. 4 und (6) 

BauGB werden folgende Prinzipien zugrunde gelegt: 
 

3.3.1 Dachgestaltung 

Im Mischgebiet sind Satteldächer, Walmdächer, Pultdächer und Flachdächer mit einer 

Neigung von 0° - 60° zulässig. Dies gilt für die Dächer von Haupt- und Nebengebäuden 

sowie Nebenanlagen i.S.d. § 14 BauNVO sind im gesamten Plangebiet mit einer 

Dachneigung von 0° - 60° zulässig. 

Im Mischgebiet sind für die Dachflächen der Hauptgebäude ausschließlich Pfannenein-

deckungen zulässig. Flachdächer unter 12° Neigung, Verglasungen, Solaranlagen und 

begrünte Dächer sind von dieser Festsetzung ausgenommen. 

Je Dachseite ist maximal eine Dachgaube oder ein Dacheinschnitt zulässig. Die Gesamt-

länge der Dachgaube oder des Dacheinschnitts je Dachseite darf insgesamt nicht mehr als 

50 % der Gesamtlänge der dazugehörigen Traufe betragen. Dachgauben oder Dachein-

schnitte müssen zur Ortgangkante einen Abstand von mindestens 2,00 m einhalten. 
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3.3.2 Anlagen zur Nutzung von Sonnenenergie 

Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie sind im gesamten Plangebiet auf den Fassaden 

und/oder Dächern zulässig, sofern sie sich in die Fassade bzw. die Dachlandschaft einfügen. 
 

3.3.3 Einfriedungen 

Im eingeschränkten Gewerbegebiet (GE(e)) und Mischgebiet (MI) sind die Grundstücksein-

friedungen zur Planstraße A nur mit standortgerechten, heimischen Hecken (siehe Pflanz-

liste) zulässig (siehe auch Ziffer 7.6).  

Einfriedungen mit Zäunen sind sind entlang der Grenze zur erschließenden Straße im 

Mischgebiet bis zu einer Höhe von maximal 1,20 m zulässig. Im eingeschränkten 

Gewerbegebiet sind die Grundstücke mit mindestens 1,20 m hohen Zäunen einzufrieden, 

um eine widerrechtliche Nutzung der umgebenden öffentlichen Grünfläche durch die 

Gewerbetreibenden zu verhindern. Diese (zusätzlichen) Zäune sind im gesamten Plangebiet 

ausschließlich grundstücksseitig anzuordnen. 

Mit diesen Festsetzungen wird sichergestellt, dass gestalterisch unerwünschte Einfriedun-

gen, die das Ortsbild stören würden, entlang der Planstraße A vermieden werden und ein 

angenehmer Gesamteindruck beim Betreten des Gebietes entsteht. 
 

3.3.4 Anforderungen an die Gestaltung von Werbeanlagen 

Innerhalb des eingeschränkten Gewerbegebietes ist eine Gemeinschaftswerbeanlage mit 

einer Höhe von maximal 5,00 m und maximal 15 m² Ansichtsfläche für die ansässigen 

Gewerbetreibenden zulässig. 

Im gesamten Plangebiet darf je Gebäude und Grundstück eine Werbeanlage angebracht 

werden. Bei leuchtenden, hinterleuchteten und angeleuchteten Werbeanlagen sind grelles, 

wechselndes und blinkendes Licht unzulässig.  

Diese Festsetzungen sichern einerseits die Möglichkeit der Eigenwerbung für die Gewerbe-

treibenden und sorgen andererseits dafür, dass das Gebiet nicht von Werbeanlagen domi-

niert wird.  
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4 Natur und Landschaft 

Für die Kleinklima- und Luftsituation ergeben sich bei Realisierung der grünordnungsplane-

rischen Maßnahmen keine nachhaltig negativen Auswirkungen.  

Für die Pflanzen- und Tierwelt ergeben sich keine Beeinträchtigungen. Durch den Erhalt 

des grabenbegleitenden Gehölzes und zusätzlicher Gehölzpflanzungen wird der Grünanteil 

erhöht und damit potentielle Nist- und Nahrungsbiotope für nicht störungsempfindliche 

Vogelarten geboten.  

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 12 wurde eine Bestandserfassung der 

artenschutzrechtlich bedeutenden Gruppen in Form einer Potentialanalyse durchgeführt. 

Wegen der Einzelheiten wird auf den darauf aufbauenden artenschutzrechtlichen Fachbei-

trag verwiesen. Dieser ist Anlage zur Begründung. 

 

4.1 Schutzmaßnahmen für Boden und Wasserhaushalt 

Zum Schutze des Wasserhaushalts und zur Reduzierung des Oberflächenabflusses und 

partiellen Grundwasseranreicherung sollen die Geh- und Fahrwege sowie die Pkw-Stell-

plätze in Abhängigkeit des Oberflächenentwässerungskonzeptes trotz der schwierigen, 

stauenden Bodenverhältnisse in wasser- und luftdurchlässiger Bauweise hergestellt wer-

den. Die Wasserdurchlässigkeit des Bodens wesentlich mindernde Befestigungen wie 

Betonunterbau, Fugenverguss oder Asphaltierung sind unzulässig. Weiterhin sind bauliche 

und technische Maßnahmen, die zu einer dauerhaften Grundwasserabsenkungen führen 

können unzulässig. 

Durch die Neuanlage und dauerhafte Erhaltung offener, begrünter Entwässerungsgräben 

werden die Bodenfunktionen nachhaltig gesichert. Das anfallende Oberflächenwasser von 

Dachflächen und befestigten Flächen, von denen kein Eintrag von Schadstoffen in das 

Grundwasser zu erwarten ist, ist in diesen Entwässerungsgräben zu sammeln. Dadurch 

werden dezentrale Versickerungsfklächen zur Grundwasseranreicherung erhalten. 

 

4.2 Anpflanzungen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

Zum Schutz und zur Entwicklung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

werden wurden im Bebauungsplan Nr. 12 diverse Festsetzungen getroffen. Diese haben 

unverändert in dieser 1. Änderung Bestand.  

Die Bestimmung, dass für die Anpflanzungen nur standortgerechte, heimische Arten mit 

entsprechenden Pflanzqualitäten verwendet werden dürfen, dient dem Ziel, eine stadtöko-

logisch wirksame Anreicherung des Naturhaushaltes und landschaftsgestalterisch optimale 

Einbindung zu erreichen. Standortgerechte und heimische Pflanzenarten bieten neben 

ihren sonstigen bioklimatischen Funktionen heimischen Tierarten einen nachhaltigen 

Lebensraum (siehe Pflanzenauswahlliste). Blühende und fruchtende heimische Gehölze bie-

ten Insekten und Vögeln Lebensgrundlagen, sichern die natürliche Nahrungskette und die-

nen daher auch unmittelbar dem Artenschutz. Um diese Funktionen langfristig zu sichern, 

sind die Anpflanzungen auf Dauer zu erhalten und zu pflegen. 

Auch im Hinblick auf das Orts- und Landschaftsbild und die Wohnqualität ist die Anpflan-

zung von Gehölzstrukturen im Plangebiet von hoher Bedeutung.  

Des Weiteren tragen die Anpflanzungen darüber hinaus durch Verschattungs-, Verduns-

tungs- und Filterfunktionen zu einer Stabilisierung des Kleinklimas und der Lufthygiene bei.  

Die Festsetzungen umfassen Pflanzgebote für Einzelbäume und Sträucher. Um auch lang-

fristig die ökologischen und gestalterischen Funktionen zu erfüllen, sind bei Abgang von 
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durch Anpflanzungsgebot festgesetzten Gehölzen grundsätzlich Ersatzpflanzungen in 

gleichwertiger Qualität vorzunehmen. 

Im Mischgebiet (MI) ist je Grundstück ein standortgerechter Laubbaum zu pflanzen, um 

eine angemessene Durchgrünung der Wohngebiete zu sichern und eine nachhaltige 

landschafts- und ortsbildgerechte Gliederung des Plangebietes zu erzielen. 

Auf ebenerdigen Stellplatzanlagen ist für je vier Stellplätze ein großkroniger Laubbaum zu 

pflanzen. 

Im eingeschränkten Gewerbegebiet muss der Durchgrünungsanteil auf den jeweiligen 

Grundstücken mindestens 20 vom Hundert (v.H.) betragen.  

Die Baumpflanzungen übernehmen kleinklimatische Ausgleichsfunktionen, tragen zur opti-

schen Gliederung bei und sorgen für eine gute Durchgrünung des Plangebiets. Zur Siche-

rung der gewünschten Durchgrünung müssen gute Wuchsbedingungen für alle Baumpflan-

zungen gewährleistet werden: Im Kronenbereich eines jeden Baumes ist eine offene Vege-

tationsfläche von mindestens 12 m² anzulegen bzw. zu erhalten, um die Nährstoff-, Luft- 

und Wasserversorgung des Baumes sicherzustellen und damit ein nachhaltiges Wachstum 

zu gewährleisten. Um möglichst kurzfristig den gewünschten Durchgrünungseffekt zu 

erreichen, sind für die festgesetzten Baumpflanzungen Mindestpflanzqualitäten vorgege-

ben. 

Zur Vermeidung von gestalterisch unerwünschten Einfriedungen entlang der Planstraße A, 

die das Ortsbild stören, sind im Mischgebiet sowie im eingeschränkten Gewerbegebiet 

Grundstückseinfriedungen zur Planstraße A nur aus standortgerechten, heimischen 

Hecken anzulegen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen.  

Im Gewerbe- und Mischgebiet sind Außenbeleuchtungen nur in Form monochromatisch 

abstrahlender Leuchten und mit einem geschlossenen Glaskörper zulässig. Sie sind so zu 

erstellen, dass sie geringstmöglich in Grün- und Wasserflächen einwirken. 
 

4.3 Eingriffs- und Ausgleichsregelung 

Bei der Aufstellung von Bebauungsplänen sind gemäß dem Verfahren und den inhaltlichen 

Anforderungen nach § 1 (6) Nr. 7 BauGB, in Verbindung mit § 1a BauGB die Belange des 

Naturschutzes und der Landschaftspflege sowie des Umweltschutzes zu beachten und zu 

berücksichtigen. Gemäß § 1a (2) BauGB soll mit Grund und Boden sparsam und schonend 

umgegangen werden, dabei sind Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu begren-

zen (Bodenschutzklausel). Dazu gehört auch, dass die zu erwartenden Beeinträchtigungen 

der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes oder des Landschaftsbildes soweit als möglich 

im Plangebiet selbst gemindert, ausgeglichen oder ersetzt werden. Zu der Entscheidung 

über die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege bei der Abwägung gehören 

auch Entscheidungen über Festsetzungen, die dazu dienen, die zu erwartenden Beeinträch-

tigungen der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes oder des Landschaftsbildes auf den 

Grundstücksflächen, auf denen Eingriffe zu erwarten sind, oder im sonstigen Geltungsbe-

reich des Bauleitplans auszugleichen, zu ersetzen oder zu mindern. Anhand der "Hinweise 

zur Anwendung der Eingriffsregelung in der verbindlichen Bauleitplanung" in der Anlage 

zum gemeinsamen Runderlass des Innenministeriums und des Ministeriums für Umwelt, 

Natur und Forsten vom August 1998 ist im Rahmen der Umweltprüfung ermittelt worden, 

ob die dargestellten Ausgleichsmaßnahmen eine volle Kompensation des Eingriffes 

erreichen. 

Für das Plangebiet des Bebauungsplanes Nr. 12 wurde im Jahr 2017 ein Umweltbericht er-

arbeitet. Darin wurden der Zustand des Plangebietes, seine Bedeutung für den Planungs-
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raum und die geplanten Nutzungen gegenübergestellt, um abwägen zu können, ob und 

inwieweit erhebliche Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes 

hervorgerufen werden, und ob diese durch grünordnerische und landschaftspflegerische 

Maßnahmen sowie eine landschaftsgerechte Neugestaltung ausgeglichen werden können. 

Für die Eingriffe des Bebauungsplans Nr. 12 war auf 7.897 m² Ausgleich zu leisten. Diese 

knapp 0,8 ha wurden planextern auf dem Ökokonto der Gemeinde Hetlingen (Gemarkung 

Hetlingen, Flur 13, Flurstück 21/2) erbracht. 

Wegen der Einzelheiten, insbesondere der Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung wird auf 

den landschaftsplanerischen Beitrag zum Bebauungsplan Nr. 12 (Anlage zur Begründung) 

verwiesen.  

Durch die Umwidmung einer Teilfläche des geplanten Änderungsbereiches von Gewerbeflä-

che in Mischgebietsfläche wird das Flächengerüst des B-Plans Hetlingen 12 nicht verändert. 

Es erfolgt ein flächenäquivalente Flächenumwidmung von Gewerbeflächen in Mischgebiets-

flächen in einer Größe von 1.782 qm. Mit der Ausweisung der Mischgebietsfläche mit einer 

GRZ von 0,35 reduziert sich die Baudichte gegenüber dem geltenden Planrecht der Gewer-

befläche mit einer GRZ 0,6 um 0,25. 

Eine vergleichende Bilanzierung des Eingriffsumfanges durch die Mischgebietsflächenaus-

weisung mit einer geringeren GRZ ergibt eine graduell geringere Absenkung des Wertes für 

Boden. Im Verhältnis der gemäß B-Plan Hetlingen 12 auszugleichenden Gesamtfläche in 

Höhe von 7.897 qm wird das Ausgleichserfordernis mit der Neuaufstellung dieser 1. 

Änderung um 210 qm reduziert.  

Von einer Anpassung der Einbuchung des Ausgleichs auf dem Ökokonto der Gemeinde 

Hetlingen wird aufgrund der Geringfügigkeit der Änderung abgesehen. 
 

 

 

 

 

 

5 Erschließung 
5.1 Anbindung an das übergeordnete Verkehrsnetz 

Die Anbindung an das übergeordnete Straßennetz erfolgt über die Planstraße A und über 

die Holmer Straße (Landesstraße 261). Gemäß Absprache mit dem Landesbetrieb Straßen-

bau und Verkehr ist eine direkte Anbindung möglich.  

Ein Linksabbieger von der Landesstraße ist nach Aussage das Landesbetriebs Straße und 

Verkehr des Landes Schleswig-Holstein hierbei nicht erforderlich. Nach erfolgtem Ausbau 

der Planstraße A und Bebauung des Gebiets sollte geprüft werden, ob die nach StVO 

charakteristischen und örtlichen Gegebenheiten für ein Versetzen der Ortstafel vor die Ein-

mündung der Planstraße gegeben sind. 

Das Plangebiet ist durch die zum Hamburger Verkehrsverbund (HVV) gehörende Buslinie 

589 Uetersen – Haseldorf - Hetlingen - Wedel an das ÖPNV-Netz der Metropolregion Ham-

burg angeschlossen. Die nächstgelegene Haltestelle ist „Hetlingen, Blink“ in einer Entfer-

nung von knapp 400 m (Luftlinie bis Mitte Plangebiet). Die Buslinie 589 knüpft in ihrem 

weiteren Verlauf an diverse HVV-Bahn- und -Buslinien an. Die Gemeinde strebt an, das 

ÖPNV-Angebot zu verbessern. 
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5.2 Innere Erschließung / Planstraßen / Verkehrsflächen bes. Zweckbestimmung 

Das Plangebiet ist über die im Bebauungsplan Nr. 12 planungsrechtlich gesicherte Plan-

straße A erschlossen. Diese hat eine Breite von 8,35 m einschließlich einseitigem Gehweg, 

die Wendekehre hat einen Radius von 12,00 m.  

Die Gewerbegrundstücke werden entweder direkt über die westlich gelegene Planstraße A, 

oder über die nördlich gelegene Planstraße B erschlossen. Diese hat eine Breite von 8,00 m 

einschließlich einseitigem Gehweg. Die Planstraße B ist damit so dimensioniert, dass sie 

gleichzeitig als mögliche Erschließung der gemäß Flächennutzungsplan vorgesehenen 

Sportplatzflächen nordöstlich des Gebietes genutzt werden kann, da der Landesbetrieb 

Straßenbau und Verkehr eine weitere Erschließung von der Landesstraße zukünftig ausge-

schlossen hat. 
 

5.3 Öffentliche Parkplätze 

Außerhalb des Pangebiets dieser 1. Änderung werden entlang der Erschließungsstraßen des 

Bebauungsplans Nr. 12 insgesamt 11 öffentliche Parkplätze realisiert. Im Allgemeinen 

werden ca. 30 % öffentliche Parkplätze als ausreichend erachtet. Bei ca. 33 möglichen 

Wohneinheiten und 11 öffentlichen Parkplätzen ist die Versorgung mit öffentlichen Park-

plätzen als gut einzustufen. Diese sind über das Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 12 

verteilt. 
 

5.4 Private Stellplätze 

Die Parkplätze in den öffentlichen Straßen im Plangebiet des Bebauungsplan Nr. 12 sollen 

Besuchern des Quartiers vorbehalten bleiben. Daher sind im Mischgebiet (MI) für die erste 

Wohneinheit 2 Stellplätze nachzuweisen. Für die untergeordnete zweite Wohneinheit 

(Einliegerwohnung) ist ein Stellplatz zu schaffen, sofern ihre Größe 65 m² nicht überschrei-

tet. Damit wird der erfahrungsgemäß hohen Anzahl an erforderlichen privaten Stellplätzen 

gerecht.  

Ausnahmsweise ist im Mischgebiet (MI) nur 1 Stellplatz je Wohneinheit zu schaffen, sofern 

ein Gebäude mit mehr als 2 Wohneinheiten errichtet wird.  

Die erforderlichen Stellplätze sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche in 

Form von offenen Stellplätzen, Garagen und Carports zulässig.  

Im Mischgebiet (MI) sind Garagen und Carports mit einem Abstand von mindestens 3,00 m 

zu der das Grundstück erschließenden öffentlichen Verkehrsfläche zu errichten, um eine 

potentetielle Gefährdung von Fußgängern und Radfahrern durch Sichteinschränkungen zu 

vermeiden. Zu allen anderen angrenzenden öffentlichen Verkehrsflächen ist ein Mindestab-

stand von 1,00 m einzuhalten. 

Im Gewerbegebiet sind auf den Grundstücken ausreichend Stellplätze für Mitarbeiter und 

Besucher herzustellen. 
 

5.5 Nebenanlagen 

Im gesamten Plangebiet sind Nebenanlagen, insbesondere Garten- / Gerätehäuser sowie 

Geräteschuppen auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen, jedoch nicht auf 

Flächen für Anpflanzungen sowie auf Flächen mit Geh- und Fahrrecht zugunsten des SV 

Hetlingen zulässig. Diese Festsetzung bietet einen möglichst großen Gestaltungsspielraum 

für die Bauherren und sichert gleichzeitig, dass Flächen für Anpflanzungen und Flächen mit 

Geh- und Fahrrecht zugunsten des SV Hetlingen bzw. des azv Südholstein freigehalten wer-

den. 
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5.6 Erwartetes Verkehrsaufkommen 

Im Rahmen der Aufstellung de Bebauungsplans Nr. 12 hat das Büro Dänekmap+Partner eine 

Verkehrsuntersuchung erstellt (siehe Anlage). Die Verkehrsuntersuchung wurde im Hin-

blick auf die Änderung der Gebietskategorie überprüft1. Im Ergebnis sind keine signifikanten 

Änderungen der Verkehrsmenden durch diese 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 12 zu 

erwarten. Die Erkenntnisse aus der Verkehrsuntersuchung zum Bebauungsplan Nr. 12 sind 

daher noch maßgebend.  
 

 

 

 

 

 

 

6 Ver- und Entsorgung 
 

6.1 Trinkwasser 

Die Versorgung des Plangebietes mit Trinkwasser wird durch den Wasserbeschaffungsver-

band Haseldorfer Marsch gewährleistet. Weitere Details (Anschlusspunkte etc.) sind im wei-

teren Verfahren mit dem Versorgungsträger abzustimmen. 
 

6.2 Schmutzwasser 

Die Schmutzwasserbeseitigung erfolgt durch Anschluss an das bestehende Kanalnetz in 

der Holmer Straße. Aufgrund der geringen Geländehöhen muss das anfallende Schmutz-

wasser mit einer Pumpstation über eine Druckrohrleitung DN 80 zum Anschlussschacht Nr. 

201095 gepumpt werden. Diese ist im Bebauungsplan Nr. 12 nördlich der Wendekehre vor-

gesehen worden. 
 

6.3 Oberflächenentwässerung 

Zur Entwässerung des Plangebietes wurden im Rahmen der Aufstellung des Bebauungs-

plans Nr. 12 ein Bodengutachten und auf dessen Basis ein Entwässerungskonzept erstellt. 

In dessen Rahmen wurden offene Trockengräben geplant, die als Retentionsflächen dienen 

und einen gedrosselten Abfluss in das Regenrückhaltebecken „Haferland“ ermöglichen. Der 

Anschluss des Plangebietes an die Regenwasserkanalisation erfolgt im Südwesten des 

Plangebietes des Bebauungsplans Nr. 12. Nach Aussage des Gutachters (Büro dänekamp + 

partner) ist für diese 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 12 keine Anpassung des Entwäs-

serungskonzepts erforderlich, da der Grad der Versiegelung geringer wird. 

Wegen der Einzelheiten wird daher auf das Wasserwirtschaftliche Konzept2 und das Boden-

gutachten3 zum Bebauungsplan Nr. 12 (Anlagen zur Begründung) verwiesen. 

 

6.4 Brandschutz 

Die Löschwasserversorgung wird durch den Anschluss an eine vorhandene Trinkwasserlei-

tung in der Holmer Straße sowie durch eine zusätzliche Einrichtung zur Löschwasserver-

sorgung innerhalb des Plangebietes gesichert.  

                                                      
1
 d+p dänekamp und partner: Verkehrliche Stellungnahme – Gemeinde Hetlingen Änderung B-plan Nr. 12 

2 
d+p dänekamp und partner: Wasserwirtschaftliches Konzept zum Bebauungsplan Nr. 12 

3 
Ingenieurgesellschaft Dr.-Ing. Michael Beuße bmH:Baugrunduntersuchung, -beurteilung und GRündungsberatung 
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6.5 Energieversorgung 

Die Versorgung mit Strom, Gas und Frischwasser wird durch Erweiterung der vorhandenen 

Leitungen sichergestellt.  
 

6.6 Abfallbeseitigung 

Träger der Abfallbeseitigung ist der Kreis Pinneberg, der sich zu diesem Zwecke der 

Gemeinnützigen Abfallbeseitigungsgesellschaft mbH (GAB) bedient. Der gesamte Müll wird 

in der MVA Tornesch-Ahrenlohe verwertet. 
 

6.7 Fernmeldetechnische Versorgung 

Die fernmeldetechnische Versorgung des Gebietes erfolgt durch Erweiterung des beste-

henden Netzes. 
 

 

 

 

 

 

7 Immissionsschutz 
7.1 Allgemeines 

Die Gemeinde Hetlingen beabsichtigt mit der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 12 die 

planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Änderung einer Gewerbefläche in eine Misch-

gebietsfläche zu schaffen. 

Die in Aussicht genommene Fläche befindet sich südöstlich der Holmer Straße (L261). Im 

Nordosten sind landwirtschaftliche Betriebe vorhanden. 

Im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung wurden die Einwirkungen des Straßenver-

kehrslärms auf das Plangebiet und die Auswirkungen des B-Plan-induzierten Zusatzver-

kehrs untersucht. 

Die Auswirkungen aus Gewerbelärm wurden in der vorliegenden Untersuchung nicht detail-

liert betrachtet, da dies in der schalltechnischen Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 12 

der Gemeinde Hetlingen vom 6. Juni 2017 bereits erfolgte. Durch die Änderung der Auswie-

sung von einem Gewerbegebiet in ein Mischgebiet ergeben sich im vorliegenden Fall keine 

immissionsschutzrechtlichen Veränderungen. 

Im Rahmen der Vorsorge bei der Bauleitplanung erfolgt üblicherweise eine Beurteilung an-

hand der Orientierungswerte gemäß Beiblatt 1 zur DIN 18005 Teil 1, „Schallschutz im Städ-

tebau“. Andererseits kann sich die Beurteilung des Verkehrslärms auf öffentlichen Ver-

kehrswegen an den Kriterien der 16. BImSchV („Verkehrslärmschutzverordnung“) orientie-

ren. 

 
7.2 Verkehrslärm 

Im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung wurden die Belastungen aus Verkehrs-

lärm berechnet. Die aktuellen Verkehrsbelastungen der Holmer Straße wurden gemäß der 

schalltechnischen Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 12 der Gemeinde Hetlingen an-

gesetzt. 

Die Berechnung der Schallausbreitung erfolgte auf Grundlage der Rechenregeln der RLS-

90. 
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Es zeigt sich, dass durch den B-Plan-induzierten Zusatzverkehr keine beurteilungsrelevan-

ten Zunahmen zu erwarten sind. 

Innerhalb des Plangeltungsbereiches zeigt sich, dass die sowohl die jeweils geltenden Ori-

entierungswerte als auch die jeweils geltenden Immissionsgrenzwerte eingehalten werden. 

Aktive Lärmschutzmaßnahmen sind aufgrund der Einhaltung der Immissionsgrenzwerte 

nicht erforderlich. 

Gemäß DIN 4109 (Januar 2018) ergeben sich Anforderungen an den passiven Schallschutz 

zum Schutz der Wohn- und Büronutzungen vor von außen eindringenden Geräuschen. Die 

Dimensionierung des passiven Schallschutzes erfolgt über die maßgeblichen Außenlärm-

pegel gemäß DIN 4109. Die maßgeblichen Außenlärmpegel sind in der Abbildung 1 für 

schutzbedürftige Räume und in Abbildung 2 für Räume, die überwiegend zum Schlafen 

genutzt werden, dargestellt. 

Außenwohnbereiche können im gesamten Plangeltungsbereich frei angeordnet werden, da 

der jeweils geltende Orientierungswert um nicht mehr als 3 dB(A) überschritten wird. 

Abbildung 1: maßgeblicher Außenlärmpegel für schutzbedürftige Räume 
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Abbildung 2: maßgeblicher Außenlärmpegel für Räume, die überwiegend zum Schlafen ge-

nutzt werden 

 
 
 
 
 
 
 
 

8 Umweltprüfung 

Nach der seit dem 20.07.2004 geltenden Fassung des Baugesetzbuches ist grundsätzlich 

zu jedem Bauleitplan eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die voraussichtlichen 

erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt und in einem Umweltbericht beschrieben und 

bewertet werden.  
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9 Landschaftsplanerischer Beitrag – Umweltbericht - 

Bei der Aufstellung von Bebauungsplänen sind gemäß dem Verfahren und den inhaltlichen 

Anforderungen nach § 1 (6) Nr. 7 BauGB, in Verbindung mit § 1a BauGB die Belange des 

Naturschutzes und der Landschaftspflege sowie des Umweltschutzes zu beachten und zu 

berücksichtigen. Für das Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 12 wurde daher ein land-

schaftsplanerischer Beitrag erarbeitet. Darin wurden der Zustand des Plangebietes und die 

geplanten Nutzungen beschrieben und bewertet sowie Maßnahmen zur Minimierung von 

Beeinträchtigungen aufgezeigt. Weiterhin werden Angaben zum Artenschutz und zum 

Ausgleich von Eingriffen gemacht.  

Nach Aussage des Gutachters (Landschaftsarchitekt Dirk Matzen) ergeben sich aus dieser 

1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 keine gravierenden Änderungen, sodass auf die 

Erarbeitung eines neuen Umweltberichts verzichtet wird. Wegen der Einzelheiten wird 

daher auf die Begründung zum Bebauungsplan Nr. 12 verwiesen. Der Umweltbericht4 ist 

Bestandteil der Begründung zum Bebauungsplan Nr. 12, die als Anlage dieser Begründung 

beigefügt ist. 
 

9.1 Landschaftsplanerische Stellungnahme zur 1. Änderung des B-Planes Nr. 12 

9.1.1 Vorbemerkungen 

Mit der 1. Änderung des Bebauungsplans Hetlingen 12 (siehe Abb.) soll für einen Teilbereich 

des B-Plans Hetlingen 12 eine Änderung der städtebaulichen Entwicklung in Form der 

Umwandlung bisher als Gewerbeflächen ausgewiesener Flächen in Mischgebietsflächen 

erfolgen.  

Im Rahmen der Aufstellung der 1. Änderung des B-Plans Hetlingen 12 werden die natur-

räumlichen Auswirkungen erfasst und bewertet.  

 

9.1.2 Auswirkungen der 1. B-Planänderung auf Natur und Landschaft 
 

9.1.2.1 Beschreibung der Festsetzungen des B-Plans mit Angaben über den Standort 
sowie Art und Umfang des geplanten Vorhabens 

Es erfolgt eine flächenäquivalente Umwidmung von Gewerbeflächen in Mischgebietsflä-

chen. Die Gewerbeflächen sind festgesetzt mit einer GRZ von 0,6. Die Mischgebietsflächen 

werden festgesetzt mit einer GRZ von 0,35. Im Weiteren siehe die Begründung zum B-Plan. 

 

9.1.2.2 Bedarf an Grund und Boden des geplanten Vorhabens 

Durch die Umwidmung einer Teilfläche des geplanten Änderungsbereiches von Gewerbeflä-

che in Mischgebietsfläche wird das Flächengerüst des B-Plans Hetlingen 12 nicht verändert. 

Es erfolgt eine flächenäquivalente Flächenumwidmung von Gewerbeflächen in Mischge-

bietsflächen in einer Größe von 1.782 qm. Mit der Ausweisung der Mischgebietsfläche mit 

einer GRZ von 0,35 reduziert sich die Baudichte gegenüber dem geltenden Planrecht der 

Gewerbefläche mit einer GRZ 0,6 um 0,25. 

Mit der Ausweisung der 1. Änderung des B-Plans Hetlingen 12 entsteht kein zusätzlicher Flä-

chenbedarf. 

 

9.1.2.3 Auswirkungen auf das Schutzgut Boden  

Durch die Festsetzung im B-Plan, dass innerhalb der Bauflächen Geh- und Fahrwege sowie 

ebenerdige Stellplätze in wasser- und luftdurchlässiger Bauweise hergestellt werden müs-

                                                      
4
 Dipl.-Ing. Dirk Matzen Ladschaftsarchitekt BDLA: Landschaftsplanerischer Beitrag zum-Plan 12 der Gemeinde Hetlingen – 

Umweltbericht - 
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sen, werden dezentrale Versickerungsflächen zur Grundwasseranreicherung erhalten. Die 

Festsetzung, dass Feuerwehrumfahrten und –aufstellflächen auf zu begrünendend Flächen 

in vegetationsfähigem Aufbau herzustellen sind, dient dem Ziel, Teilfunktionen des Bodens 

aufrecht zu erhalten.  

Tab. 1   Vergleichende Eingriffsbilanzierung altes Planrecht – neues Planrecht für das  

  Schutzgut Boden (Grundlage: B-Plan Nr. 12, 1. Änderung, Stand: 7.2018) 

Flächenkategorie Brutto 
 in m2 

Versiegelung 
in m2 

Ausgleichs-
faktor 0,5 

Ausgleichs-
faktor 0,3 * 

Neuausweisung: Mischgebiet GRZ 
0,35 + 50 % 

1.782 936 624 m2 x 0,5 
= 312 m2  

312 m2 x 0,3 = 
94 m2 

Bestandsausweisung: Gewerbe 
GRZ 0,6 + bis zur  Kappungsgren-
ze 0,8 

1.782 1.426 1.069 m2 x 
0,5 = 535 m2 

357 m2 x 0,3 = 
107 m2 

Summe Differenz  490 - 223 + 13 

* Die Flächenanteile für die zulässige 50 %ige Versiegelungsüberschreitung gem. § 19 Abs. 4 

BauNVO werden als teilversiegelte Flächen mit einem Ausgleichsfaktor von 0,3 angesetzt, da gem. 

textlichen Festsetzung Nr. 6.2 „Alle Geh- und Fahrwege sowie Platzflächen in wasser- und luftdurch-

lässiger Bauweise herzustellen sind“. 

Es ergibt sich eine planungsrechtliche Minderversiegelung in Höhe von:    - 223 m2 + 13 m2   

=    - 210 m2. 

 

9.1.2.4 Artenschutz 

Im Rahmen einer Potentialanalyse und artenschutzfachlichen Betrachtung (Dipl. Biol. K. 

Lutz, 8. März 2017, aktualisiert am 1. Juni 2017) wird der Lebensraum auf das mögliche Vor-

kommen geschützter Tierarten und seiner Bedeutung ermittelt und bewertet. Hier wird ins-

besondere auf die Artengruppen der Fledermäuse, der Vögel und der Amphibien, aus 

denen nach § 7 Abs. 2 Nrn. 13 und 14 BNatSchG besonders oder streng geschützte Arten 

betroffen sein können, abgestellt.  

Die Änderung der Flächenausweisung von Gewerbe- in Mischgebietsflächen hat keine Aus-

wirkungen auf den Artenschutz. Aus der artenschutzrechtlichen Bewertung ergeben sich 

keine verpflichtenden Maßnahmen zum Ausgleich. Es sind keine Brutvogelarten von einer 

Beschädigung ihrer Fortpflanzungsstätten im Sinne des § 44 BNatSchG betroffen. Da die 

ökologischen Funktionen im Sinne des § 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG aufgrund von Aus-

weichmöglichkeiten im räumlichen Zusammenhang erhalten bleiben, sind keine Maßnah-

men erforderlich. Durch das Vorhaben gehen keine Fortpflanzungs- und Ruhestätten von 

Fledermäusen verloren. Es gehen keine Nahrungsräume in so bedeutsamen Umfang verlo-

ren, dass es zum Funktionsverlust eventuell vorhandener, benachbarter Fortpflanzungs-

stätten kommt. 

 

9.1.3 Schutzgutbezogene Zusammenfassung 

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans Hetlingen 12 wurde ein Umweltbericht 

erstellt. Untersucht wurden mögliche Auswirkungen der durch den B-Plan ermöglichten 

städtebaulichen Entwicklungen auf die Schutzgüter Luft, Klima, Wasser, Boden, Tiere und 

Pflanzen, Landschafts- und Stadtbild, Kultur und Sachgüter sowie Mensch. Zur Vermeidung 

nachteiliger Umweltauswirkungen wurden Bau- und Nutzungsauflagen sowie Beschränkun-

gen festgelegt.  
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Durch die 1. Änderung des B-Plans Hetlingen 12 ergeben sich, mit Ausnahme für das Schutz-

gut Boden, im Zuge der Flächenumwidmung von Gewerbe- in  Mischgebietsflächen keine 

Auswirkungen für die Schutzgüter. 

Naturschutzfachliche Abwägung 

Von Bedeutung für den Naturschutz und die Landschaftspflege sind im Plangebiet die groß-

flächigen Freiflächenstrukturen und der Deichrandgraben.  

Es wird mit der 1. Änderung des Bebauungsplans Hetlingen 12 ein Eingriff vorbereitet, der 

im Umfang durch Ausweisung einer geringeren GRZ graduell geringer ausfällt als die gel-

tende Festsetzung des B-Plans Hetlingen 12. 

Eine vergleichende Bilanzierung des Eingriffsumfanges durch die Mischgebietsflächenaus-

weisung mit einer geringeren GRZ  ergibt eine graduell geringere Absenkung des Wertes 

für Boden. Im Verhältnis der gemäß B-Plan Hetlingen 12 auszugleichenden Gesamtfläche in 

Höhe von 7.897 m2 wird das Ausgleichserfordernis  mit der Neuaufstellung der 1. Änderung 

um 210 m2 reduziert. Dies entspricht einer Reduzierung um rd. 2,7 %. 

Es wird aufgrund der geringfügigen Abweichung auf eine Anpassung der Einbuchung des 

Ausgleichs vom B-Plan Hetlingen 12 auf dem Ökokonto verzichtet. 
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10 Hinweise 
 

10.1 Kulturdenkmäler 

Kulturdenkmäler sind Gegenstände aus vergangener Zeit, die Zeugnisse, insbesondere des 

geistigen oder künstlerischen Schaffens, des handwerklichen oder technischen Wirkens 

oder historischer Ereignisse oder Entwicklungen darstellen, an deren Erhaltung und Pflege 

oder wissenschaftlicher Erforschung und Dokumentation aus geschichtlichen, wissen-

schaftlichen, künstlerischen oder städtebaulichen Gründen ein öffentliches Interesse 

besteht. 

Das Plangebiet befindet sich großenteils in einem archäologischen Interessensgebiet, 

daher ist hier mit archäologischer Substanz d.h. mit archäologischen Denkmalen zu rech-

nen. Bei einer Begehung der überplanten Fläche wurden in einem Bereich Ziegelreste ent-

deckt. Der Beginn der Erdarbeiten in diesem Bereich ist dem Archäologischen Landesamt 

Schleswig-Holstein 14 Tage zuvor mitzuteilen. 

Werden während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt, ist 

die Denkmalschutzbehörde unverzüglich zu benachrichtigen und die Fundstelle bis zum 

Eintreffen der Fachbehörde zu sichern. Verantwortlich hier sind gem. § 15 DSchG der 

Grundstückseigentümer und der Leiter der Arbeiten. 
 

10.2 Bodenschutz 

Die Marschen sind durch Sedimentation entstanden. Es kann daher nicht ausgeschlossen 

werden, dass nach (historischen) Überschwemmungen Stoffe sedimentiert sind, die ein 

Untersuchungserfordernis für die Verwertung des Aushubes außerhalb des Grundstücks 

nach sich ziehen. Neben den Wasserschutzgebietsanforderungen sind bei der Planung des 

Umgangs mit dem Boden auch die Anforderungen nach § 12 Bundes-Bodenschutzverord-

nung an das Auf- und Einbringen von Materialien zu berücksichtigen. Auf der historischen 

Karte von 1877 sind Gräben dargestellt, die sich auch noch heute in der Geländetopogra-

phie wiederfinden. Der Bereich der ehemaligen Gräben sollte durch Baggerschürfe erkun-

det werden, da nicht ausgeschlossen werden kann, dass hier bodenfremde Materialiegen 

zur Verfüllung angesetzt wurden. 
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11 Flächenbilanz 
11.1 Flächen  

Der Plangeltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 der Gemeinde Hetlin-

gen mit der Lagebezeichnung südlich der Holmer Straße, östlich der Wohnbebauung 

„Blink“, nördlich der 2. Deichlinie in einer Tiefe von ca. 150 m, hat eine Gesamtgröße von 

4.827 qm.  
 

Mischgebiete 1.782 qm 

Gewerbegebiete 3.045 qm 

Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr.12 4.827 qm 
 

 

11.2 Kosten 

Die Gemeinde Hetlingen trägt die Planungs- und Erschließungskosten. 
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LAIRM CONSULT GmbH, Haferkamp 6, 22941 Bargteheide, 27.07.2018 
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d+p Dänekamp und Partner, Nienhöfener Straße 29 – 37, 25421 Pinneberg, 27.06.2018 
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Textliche Festsetzungen (Teil B) 
Es gilt die Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 

2017 (BGBl. I S. 3786) 

 

A. Planungsrechtliche Festsetzungen nach § 9 (1) BauGB und Landesbau-

ordnung Schleswig-Holstein (LBO S-H) 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) BauGB und § 1 (6) BauNVO) 

1.1 Mischgebiet (MI) (§ 6 BauNVO i. V. m. § 1 (5 und 6) BauNVO) 

Gemäß § 1 (5) und (6) Nr. 1 BauNVO sind folgende gemäß § 6 (2) Nr. 3, Nr. 7 und Nr. 8 

BauNVO allgemein sowie die gemäß § 6 (3) ausnahmsweise zulässigen Nutzungen 

nicht zulässig: 

Einzelhandelsbetriebe (Nr. 3) 

Tankstellen (Nr. 7) 

Vergnügungsstätten (Nr. 8 und § 6 (3)) 

1.2 Eingeschränktes Gewerbegebiet (GE(e)) (§ 8 BauNVO i. V. m. § 1 (5 und 6) BauNVO) 

Gemäß § 1 (5) und (6) Nr. 1 BauNVO sind folgende gemäß § 8 (2) BauNVO allgemein 

zulässigen Nutzungen nicht zulässig: 

Vergnügungsstätten (Gewerbebetriebe i.S.d. § 8 (2) Nr. 1 und Nr. 3 BauNVO), insbe-

sondere Spielhallen und ähnliche Unternehmen im Sinne der §§ 33a-i der Gewerbe-

ordnung, die der Aufstellung von Spielgeräten mit und ohne Gewinnmöglichkeit die-

nen, Wettbüros, Bordelle, bordellartige Betriebe sowie Vorführ- und Geschäftsräume, 

deren Zweck auf Darstellungen oder auf Handlungen mit sexuellem Charakter ausge-

richtet sind, 

Einzelhandelsbetriebe (Gewerbebetriebe i.S.d. § 8 (2) Nr. 1 BauNVO), 

Tankstellen (Nr. 3) 

Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber oder 

Betriebsleiter gemäß § 8 (3) Nr. 1 BauNVO sind ausnahmsweise zulässig, sofern ihre 

Grundfläche 30% der insgesamt errichteten Grundfläche nicht überschreitet. 

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 und 3 BauGB, § 16 (6) i. V. m. §§ 18, 20 

und 22 BauNVO) 

2.1 Mindestgrundstücksgröße 

Im Mischgebiet (MI) ist je Einzelhaus eine Grundstücksfläche von mindestens 600 m² 

nachzuweisen. 
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2.2 Anzahl Wohneinheiten 

Im Mischgebiet (MI) sind je Einzelhaus maximal 2 Wohneinheiten zulässig. Dabei ist die 

zweite Wohneinheit ausschließlich als Einliegerwohnung zulässig.  

Ausnahmsweise sind maximal 10 Wohneinheiten je Einzelhaus zulässig. 

2.3 Geschossigkeiten 

Im Mischgebiet (MI) sind maximal zwei Vollgeschosse zulässig. 

2.4 Höhe der baulichen Anlagen (§ 18 Abs. 1 BauNVO) 

Im gesamten Plangebiet werden für die Gebäude, bezogen auf die Oberkante des 

fertigen Fußbodens (OKFF) des Erdgeschosses, maximale Höhen festgesetzt: 

Im Mischgebiet (MI) und im Gewerbegebiet (GE(e)) gilt die Gebäudehöhe (GH).  

Die festgesetzte Gebäudehöhe (GH) ist der Planzeichnung zu entnehmen. 

Produktionsbedingte Anlagen geringeren Umfangs wie Schornsteine, Lüftungsanlagen 

oder Anlagen zur Nutzung von Sonnenenergie dürfen im Misch- und Gewerbegebiete 

bis zu 2 m über die maximale Gebäudehöhe hinausragen. 

2.5 Sockelhöhe (§§ 16 Abs. 2 Nr. 4 und 18 Abs. 1 BauNVO) 

Es ist eine maximale Sockelhöhe von bis zu 0,60 m über dem jeweiligen Bezugspunkt 

zulässig. Die Sockelhöhe wird definiert durch die Oberkante des fertigen Fußbodens 

(OKFF) des Erdgeschosses. 

2.6 Bezugspunkt 

Der Bezugspunkt (Bz) für die Sockelhöhe baulicher Anlagen (s. 2.5) sowie die Höhe von 

Grundstückseinfriedungen ist die Oberkante des Fahrbahnaufbaus der nächstgelegenen 

öffentlichen Verkehrsfläche, gemessen in der Fahrbahnachse in Höhe des Mittelpunktes 

der gemeinsamen Grenze zwischen Verkehrsfläche und jeweiligem Grundstück. 
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3. Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen  

 - Lärmschutz § 1 (4) Nr. 2 BauNVO, § 9 (1) Nr. 24 BauGB 

3.1 Schutz vor Verkehrslärm 

Zum Schutz der Wohn- und Büronutzungen werden für Neu-, Um- und Ausbauten die 

maßgeblichen Außenlärmpegel gemäß DIN 4109 (Januar 2018) entsprechend den 

Abbildungen 1 und 2 festgesetzt. Die Abbildung 2 gilt ausschließlich für Räume, die 

überwiegend zum Schlafen genutzt werden. 

Abbildung 1: maßgeblicher Außenlärmpegel für schutzbedürftige Räume 
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Abbildung 2: maßgeblicher Außenlärmpegel für Räume, die überwiegend zum Schlafen 

genutzt werden 

  

Außenwohnbereiche können im gesamten Plangeltungsbereich frei angeordnet werden, 

da der jeweils geltende Orientierungswert um nicht mehr als 3 dB(A) überschritten wird. 

Zur Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung des Gebäudes in den nicht nur vor-

übergehend zum Aufenthalt von Menschen vorgesehenen Räumen sind die Anforderun-

gen an das resultierende Schalldämm-Maß gemäß DIN 4109 (Januar 2018) zu ermitteln. 

Im Rahmen der jeweiligen Baugenehmigungsverfahren ist die Eignung der für die 

Außenbauteile der Gebäude gewählten Konstruktionen nach den Kriterien der DIN 4109 

(Januar 2018) nachzuweisen. 
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Von den vorgenannten Festsetzungen kann abgewichen werden, wenn im Rahmen 

eines Einzelnachweises ermittelt wird, dass aus der tatsächlichen Lärmbelastung gerin-

gere Anforderungen an den passiven Schallschutz resultieren. 

4. Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen mit ihren Einfahrten  

 gemäß § 9 (1) Nr. 4 BauGB, §§ 12 und 14 BauNVO und § 50 LBO SH 

4.1 Nebenanlagen (§ 9 (1) Nr. 4 BauGB, § 14 BauNVO) 

Im gesamten Plangebiet sind Nebenanlagen, insbesondere Garten- und Gerätehäuser 

sowie Geräteschuppen auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen, jedoch 

nicht auf Flächen für Anpflanzungen sowie auf Flächen mit Geh- und Fahrrecht zuguns-

ten des SV Hetlingen zulässig. 

4.2 Stellplätze und Garagen (§ 9 (1) Nr. 4 BauGB, § 12 BauNVO) 

Im Mischgebiet (MI) sind für die erste Wohneinheit jeweils zwei Stellplätze zu schaffen. 

Für die untergeordnete zweite Wohneinheit (Einliegerwohnung) ist jeweils ein Stellplatz 

zu schaffen, sofern ihre Größe 65 m² nicht überschreitet. 

Ausnahmsweise ist im Mischgebiet (MI) nur ein Stellplatz je Wohneinheit zu schaffen, 

sofern ein Gebäude mit mehr als 2 Wohneinheiten errichtet wird. 

Die erforderlichen Stellplätze sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflä-

chen in Form von offenen Stellplätzen, offenen Kleingaragen (Carports) oder geschlos-

senen Kleingaragen zulässig.  

Im Mischgebiet (MI) müssen offene und geschlossene Kleingaragen zu der das Grund-

stück erschließenden öffentlichen Verkehrsfläche einen Mindestabstand von 3,00 m ein-

halten. Zu allen anderen angrenzenden öffentlichen Verkehrsflächen ist ein Mindest-

abstand von 1,00 m einzuhalten. 

 

 

B. Grünordnerische Festsetzungen gemäß § 9 (1) Nr. 15, 20 u. 25 BauGB 

5. Schutzmaßnahmen für Boden und Wasserhaushalt 

5.1 Das anfallende Oberflächenwasser von Dachflächen und befestigten Flächen, von 

denen kein Eintrag von Schadstoffen in das Grundwasser zu erwarten ist, ist in offenen 

Entwässerungsgräben zu sammeln. Die Entwässerungsgräben sind als offene, begrünte 

Gräben zu gestalten und dauerhaft zu erhalten. 

5.2 Alle Geh- und Fahrwege sowie Stellplätze sind in wasser- und luftdurchlässiger Bau-

weise herzustellen. Die Wasserdurchlässigkeit des Bodens wesentlich mindernde Befes-

tigungen wie Betonunterbau, Fugenverguss oder Asphaltierung sind unzulässig. 

5.3 Bauliche und technische Maßnahmen, die zu einer dauerhaften Grundwasserabsenkun-

gen führen können, sind nicht zulässig. 
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6. Vegetation 

6.1 Auf ebenerdigen Stellplatzanlagen ist für je vier Stellplätze ein großkroniger Laubbaum 

zu pflanzen. Die Flächen unter den Bäumen sind gegen Überfahren mit geeigneten 

Maßnahmen zu schützen 

6.2 Im Gewerbegebiet muss der Durchgrünungsanteil auf den jeweiligen Grundstücken 

mindestens 20 vom Hundert (v.H.) betragen.  

6.3 Im Mischgebiet (MI) ist je Grundstück ein Laubbaum zu pflanzen. 

6.4 Im Misch- und im Gewerbegebiet sind die Grundstückseinfriedungen zur Planstraße A 

nur mit standortgerechten, heimischen Hecken (siehe Pflanzliste) zulässig (siehe auch 

Ziffer 9.6).  

6.5 Für festgesetzte Baum- und Strauchanpflanzungen sind standortgerechte, heimische 

Laubgehölze (siehe Pflanzliste) zu verwenden und dauerhaft zu erhalten. Großkronige 

Bäume müssen einen Stammumfang von mindestens 18 cm, kleinkronige von mindes-

tens 14 cm in 1,0 m über dem Erdboden gemessen, aufweisen. 

Im Kronenbereich großkroniger Bäume ist eine offene Vegetationsfläche von mindes-

tens 12 m² anzulegen und zu begrünen. 

6.6 Für die als Anpflanzungsgebot festgesetzten Bäume und Sträucher sind bei deren 

Abgang Ersatzpflanzungen so vorzunehmen, dass der Umfang und der jeweilige Cha-

rakter der Pflanzung erhalten bleiben. Die Bäume müssen die unter 7.5 aufgeführten 

Eigenschaften aufweisen. 

7. Sonstige Festsetzungen 

7.1 Im Misch- und im Gewerbegebiete sind Außenbeleuchtungen nur in Form monochroma-

tisch abstrahlender Leuchten und mit einem geschlossenen Glaskörper zulässig. Sie 

sind so zu erstellen, dass sie geringstmöglich in Grün- und Wasserflächen einwirken. 

 

 

C. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen gemäß § 84 LBO SH in Verbindung 

mit § 9 BauGB 

8. Örtliche Bauvorschrift (§ 84 (1) Nr. 1 LBO SH) 

8.1 Geltungsbereich: 

Die örtliche Bauvorschrift über Gestaltung umfasst den gesamten Geltungsbereich der 

1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12.  

8.2 Dachform und –neigung (§ 84 (1) Nr. 1 LBO SH) 

Im Mischgebiet sind für die Hauptgebäude Satteldächer, Walmdächer, Pultdächer und 

Flachdächer mit einer Neigung von 0° - 60° zulässig. 
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Die Dächer von Nebengebäuden und Nebenanlagen i.S.d. § 14 BauNVO sind im 

gesamten Plangebiet mit einer Dachneigung von 0° - 60° zulässig. 

8.3 Dacheindeckung (§ 84 (1) Nr. 1 LBO SH)  

Im Mischgebiet (MI) sind für die Dachflächen der Hauptgebäude ausschließlich Pfannen-

eindeckungen zulässig. Flachdächer unter 12° Neigung, Verglasungen, Solaranlagen 

und begrünte Dächer sind von dieser Festsetzung ausgenommen. 

8.4 Dachgauben und Einschnitte (§ 84 (1) Nr. 1 LBO SH)  

Je Dachseite ist maximal eine Dachgaube oder ein Dacheinschnitt zulässig. Die 

Gesamtlänge der Dachgaube oder des Dacheinschnitts je Dachseite darf insgesamt 

nicht mehr als 50 % der Gesamtlänge der dazugehörigen Traufe betragen. Dachgauben 

oder Dacheinschnitte müssen zur Ortgangkante einen Abstand von mindestens 2,00 m 

einhalten. 

8.5 Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie (§ 84 (1) Nr. 1 LBO SH) 

Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie sind im gesamten Plangebiet auf den Fassa-

den und / oder Dächern zulässig, sofern sie sich in die Fassade bzw. die Dachlandschaft 

einfügen. 

8.6 Einfriedungen 

Im Gewerbegebiet und im Mischgebiet sind die Grundstückseinfriedungen zur Plan-

straße A nur mit standortgerechten, heimischen Hecken (siehe Pflanzliste) zulässig 

(siehe auch Ziffer 7.4).  

Einfriedungen mit Zäunen sind entlang der Grenze zur erschließenden Straße im Misch-

gebiet (MI) bis zu einer Höhe von maximal 1,20 m zulässig. Diese sind ausschließlich 

grundstücksseitig zulässig. 

Im Gewerbegebiet sind die Grundstücke mit mindestens 1,20 m hohen Zäunen einzu-

frieden. Diese sind ausschließlich grundstücksseitig anzuordnen. 

8.7 Anforderungen an die Gestaltung von Werbeanlagen (§ 84 (1) Nr. 1 LBO SH) 

Innerhalb des Gewerbegebietes ist eine Gemeinschaftswerbeanlage mit einer Höhe von 

maximal 5,00 m und maximal 15 m² Ansichtsfläche für die ansässigen Gewerbetreiben-

den zulässig. 

Je Gebäude und Grundstück darf nur eine Werbeanlage angebracht werden. Bei leuch-

tenden, hinterleuchteten und angeleuchteten Werbeanlagen sind grelles, wechselndes 

und blinkendes Licht unzulässig. 

8.8 Ordnungswidrigkeitsvorschrift 

Gemäß § 84 (1) LBO SH handelt ordnungswidrig, wer den unter Ziffer 9.2 bis 9.7 aufge-

führten örtlichen Bauvorschriften zuwider handelt. Ordnungswidrigkeiten können gemäß 

§ 82 (3) LBO SH mit einer Geldbuße von bis zu 500.000 € geahndet werden. 
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D. Hinweise 

9.1 Werden während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt, ist 

die Denkmalschutzbehörde unverzüglich zu benachrichtigen und die Fundstelle bis zum 

Eintreffen der Fachbehörde zu sichern. Verantwortlich hier sind gem. § 15 DSchG der 

Grundstückseigentümer und der Leiter der Arbeiten. 

9.2 Die DIN-Norm 4109 Schallschutz im Hochbau wird im Amtshaus des Amtes Geest und 

Marsch Südholstein zur Einsicht bereitgehalten. 

9.3 Vor Beginn von Tiefbaumaßnahmen ist die Fläche gem. Kampfmittelverordnung des 

Landes Schleswig-Holstein auf Kampfmittel zu untersuchen. 

9.4 Ergeben sich bei Sondierungsarbeiten und / oder Erdarbeiten Hinweise auf Bodenverun-

reinigungen, schädliche Bodenveränderungen und / oder eine Altlast, so ist dieses der 

unteren Bodenschutzbehörde des Kreises Pinneberg unverzüglich nach § 2 des Landes-

Bodenschutzgesetzes mitzuteilen, so dass Maßnahmen zur Gefahrermittlung und / oder 

Gefahrenabwehr nach dem Bodenschutzrecht eingeleitet werden können.  

9.5 Pflanzliste 

Bäume:  

Acer platanoides  Spitzahorn 

Acer pseudoplatanus  Bergahorn 

Acer campestre *** Feldahorn 

Betula pendula  Sandbirke 

Carpinus betulus  Hainbuche 

Crataegus monogyna *** Eingriffliger Weißdorn 

Fagus sylvatica  Rotbuche 

Fraxinus excelsior Esche 

Ilex aquifolia *** Stechpalme 

Malus sylvestris *** Holzapfel 

Prunus padus ***  Trauben-Kirsche 

Populus tremula  Espe 

Pyrus pyraster *** Wildbirne 

Quercus petraea Trauben-Eiche 

Quercus robur  Stiel-Eiche 

Sorbus aucuparia *** Vogelbeere 

Taxus baccata *** Eibe 

Tilia cordata  Winter-Linde 

*** kleinkronige Baumarten 

Sträucher / Hecken: (Baumarten und zusätzlich)  

Cornus mas  Kornelkirsche 

Cornus sanguinea  Roter Hartriegel 
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Corylus vellana  Haselnuss 

Euonymus europaeus  Pfaffenhütchen 

Frangula alnus  Faulbaum 

Ilex aquifolium  Stechpalme 

Ligustrum vulgare  Liguster 

Lonicera xylosteum  Heckenkirsche 

Prunus spinosa  Schlehe 

Rhamnus catharticus  Kreuzdorn 

Rosa canina  Hunds-Rose 

Rubus spec.  Brombeere 

Salix caprea  Salweide 

Sambucus nigra  Holunder 

Viburnum opulus  Schneeball 

Schling- und Kletterpflanzen:  

Clematis vitalba  Waldrebe 

Hedera helix  Efeu 

Lonicera periclymenum  Wald-Geißblatt 

Lonicera caprifolium  Jelängerjelieber 
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1. VORBEMERKUNGEN   

Mit der 1. Änderung des Bebauungsplans Hetlingen 12 (siehe Abb.) soll für einen Teilbereich 
des B-Plans Hetlingen 12 eine Änderung der städtebaulichen Entwicklung in Form der 
Umwandlung bisher als Gewerbeflächen ausgewiesener Flächen in Mischgebietsflächen 
erfolgen.  

Im Rahmen der Aufstellung der 1. Änderung des B-Plans Hetlingen 12 werden die 
naturräumlichen Auswirkungen erfasst und bewertet.  

2.  AUSWIRKUNGEN DER 1. B-PLANÄNDERUNG AUF NATUR UND 

LANDSCHAFT 

2.1 Beschreibung der Festsetzungen des B-Plans mit Angaben über den 
Standort sowie Art und Umfang des geplanten Vorhabens 

Es erfolgt eine flächenäquivalente Umwidmung von Gewerbeflächen in Mischgebietsflächen. 
Die Gewerbeflächen sind festgesetzt mit einer GRZ von 0,6. Die Mischgebietsflächen werden 
festgesetzt mit einer GRZ von 0,35. Im Weiteren siehe die Begründung zum B-Plan. 
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2.2 Bedarf an Grund und Boden des geplanten Vorhabens 

Durch die Umwidmung einer Teilfläche des geplanten Änderungsbereiches von Gewerbefläche 
in Mischgebietsfläche wird das Flächengerüst des B-Plans Hetlingen 12 nicht verändert. Es 
erfolgt ein flächenäquivalente Flächenumwidmung von Gewerbeflächen in Mischgebietsflächen 
in einer Größe von 1.782 m

2
. Mit der Ausweisung der Mischgebietsfläche mit einer GRZ von 

0,35 reduziert sich die Baudichte gegenüber dem geltenden Planrecht der Gewerbefläche mit 
einer  GRZ 0,6 um 0,25. 

Mit der Ausweisung der 1. Änderung des B-Plans Hetlingen 12 entsteht kein zusätzlicher 
Flächenbedarf. 

 

2.3 Auswirkungen auf das Schutzgut Boden  

Durch die Festsetzung im B-Plan, dass innerhalb der Bauflächen Geh- und Fahrwege sowie 
ebenerdige Stellplätze in wasser- und luftdurchlässiger Bauweise hergestellt werden müssen, 
werden dezentrale Versickerungsflächen zur Grundwasseranreicherung erhalten. Die 
Festsetzung, dass Feuerwehrumfahrten und –aufstellflächen auf zu begrünendend Flächen in 
vegetationsfähigem Aufbau herzustellen sind, dient dem Ziel, Teilfunktionen des Bodens 
aufrecht zu erhalten.  

 

Tab. 1   Vergleichende Eingriffsbilanzierung altes Planrecht – neues Planrecht für das  
   Schutzgut Boden (Grundlage: B-Plan Nr. 12, 1. Änderung, Stand: 7.2018) 

Flächenkategorie Brutto 
 in m

2
 

Versiegelung 
in m

2
 

Ausgleichs-
faktor 0,5 

Ausgleichs-
faktor 0,3 * 

Neuausweisung: Mischgebiet 
GRZ 0,35 + 50 % 

1.782 936 624 m
2
 x 0,5 

= 312 m
2
  

312 m
2
 x 0,3 

= 94 m
2
 

Bestandsausweisung: Gewerbe 
GRZ 0,6 + bis zur  
Kappungsgrenze 0,8 

1.782 1.426 1.069 m
2
 x 0,5 

= 535 m
2
 

357 m
2
 x 0,3 

= 107 m
2
 

Summe Differenz  490 - 223 + 13 

* Die Flächenanteile für die zulässige 50 %ige Versiegelungsüberschreitung gem. § 19 Abs. 4 
BauNVO werden als teilversiegelte Flächen mit einem Ausgleichsfaktor von 0,3 angesetzt, da 
gem. textlichen Festsetzung Ziffer B Nr. 6.2 „Alle Geh- und Fahrwege sowie Platzflächen in 
wasser- und luftdurchlässiger Bauweise herzustellen sind“. 

Es ergibt sich eine planungsrechtliche Minderversiegelung in Höhe von:    - 223 m
2
 + 13 m

2  
 =   

 - 210 m
2
. 

 

2.4 Artenschutz 

Im Rahmen einer Potentialanalyse und artenschutzfachlichen Betrachtung (Dipl. Biol. K. Lutz, 
8. März 2017, aktualisiert am 1. Juni 2017) wird der Lebensraum auf das mögliche Vorkommen 
geschützter Tierarten und seiner Bedeutung ermittelt und bewertet. Hier wird insbesondere auf 
die Artengruppen der Fledermäuse, der Vögel und der Amphibien, aus denen nach § 7 Abs. 2 
Nrn. 13 und 14 BNatSchG besonders oder streng geschützte Arten betroffen sein können, 
abgestellt.  
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Die Änderung der Flächenausweisung von Gewerbe- in Mischgebietsflächen hat keine 
Auswirkungen auf den Artenschutz. Aus der artenschutzrechtlichen Bewertung ergeben sich 
keine verpflichtenden Maßnahmen zum Ausgleich. Es sind keine Brutvogelarten von einer 
Beschädigung ihrer Fortpflanzungsstätten im Sinne des § 44 BNatSchG betroffen. Da die 
ökologischen Funktionen im Sinne des § 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG aufgrund von 
Ausweichmöglichkeiten im räumlichen Zusammenhang erhalten bleiben, sind keine 
Maßnahmen erforderlich. Durch das Vorhaben gehen keine Fortpflanzungs- und Ruhestätten 
von Fledermäusen verloren. Es gehen keine Nahrungsräume in so bedeutsamen Umfang 
verloren, dass es zum Funktionsverlust eventuell vorhandener, benachbarter 
Fortpflanzungsstätten kommt. 

 

 

3. SCHUTZGUTBEZOGENE ZUSAMMENFASSUNG 

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans Hetlingen 12 wurde ein Umweltbericht erstellt. 
Untersucht wurden mögliche Auswirkungen der durch den B-Plan ermöglichten städtebaulichen 
Entwicklungen auf die Schutzgüter Luft, Klima, Wasser, Boden, Tiere und Pflanzen, 
Landschafts- und Stadtbild, Kultur und Sachgüter sowie Mensch. Zur Vermeidung nachteiliger 
Umweltauswirkungen wurden Bau- und Nutzungsauflagen sowie Beschränkungen festgelegt.  

Durch die 1. Änderung des B-Plans Hetlingen 12 ergeben sich, mit Ausnahme für das 
Schutzgut Boden, im Zuge der Flächenumwidmung von Gewerbe- in  Mischgebietsflächen 
keine Auswirkungen für die Schutzgüter. 

Naturschutzfachliche Abwägung 

Von Bedeutung für den Naturschutz und die Landschaftspflege sind im Plangebiet die 
großflächigen Freiflächenstrukturen und der Deichrandgraben.  

Es wird mit der 1. Änderung des Bebauungsplans Hetlingen 12 ein Eingriff vorbereitet, der im 
Umfang durch Ausweisung einer geringeren GRZ graduell geringer ausfällt als die geltende 
Festsetzung des B-Plans Hetlingen 12. 

Eine vergleichende Bilanzierung des Eingriffsumfanges durch die Mischgebietsflächen-
ausweisung mit einer geringeren GRZ  ergibt eine graduell geringere Absenkung des Wertes 
für Boden. Im Verhältnis der gemäß B-Plan Hetlingen 12 auszugleichenden Gesamtfläche in 
Höhe von 7.897 m

2
 wird das Ausgleichserfordernis  mit der Neuaufstellung der 1. Änderung um 

210 m
2
 reduziert. Dies entspricht einer Reduzierung um rd. 2,7 %. 

Es wird empfohlen, aufgrund der geringfügigen Abweichung auf eine Anpassung der 
Einbuchung des Ausgleichs vom B-Plan Hetlingen 12 auf dem Ökokonto zu verzichten.  
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1. Anlass und Aufgabenstellung 

Mit der Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 beabsichtigt die Ge-
meinde Hetlingen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Änderung einer Gewer-
befläche in eine Mischgebietsfläche zu schaffen. 

Im Rahmen einer schalltechnischen Untersuchung (2017) wurden bereits die zu erwartende 
Lärmbelastung für das Plangebiet ermittelt und Festsetzungen zum Schutz des Plangel-
tungsbereiches erarbeitet. Aufgrund der aktuell geplanten Ausweisung als Mischgebiet 
(vorher war eine Ausweisung als Gewerbegebiet vorgesehen) sowie der aktuellen DIN 4109 
(Januar 2018) ist eine entsprechende Anpassung der schalltechnischen Untersuchung er-
forderlich. 

Auf eine erneute detaillierte Untersuchung der Auswirkungen des Gewerbelärms wurde im 
Rahmen der vorliegenden Untersuchung verzichtet, da ausschließlich für den Bereich im 
Südosten des Bebauungsplanes Nr. 12, auf dem der Betrieb eines Brillenherstellers geplant 
ist, die Änderung der Ausweisung von einem Gewerbegebiet in ein Mischgebiet vorgesehen 
ist. In der schalltechnischen Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 12 der Gemeinde Het-
lingen vom 6. Juni 2017 [10] wurde bereits die immissionsschutzrechtliche Verträglichkeit 
nachgewiesen. 

Mit der vorliegenden schalltechnischen Untersuchung sind die zu erwartenden schall-
schutzrechtlichen Auswirkungen des Vorhabens zu beurteilen und mögliche Konflikte dar-
zustellen. In der vorliegenden Untersuchung werden daher folgende Konflikte bearbeitet: 

 Schutz des Plangeltungsbereichs vor Verkehrslärm; 

 Schutz der Nachbarschaft vor Verkehrslärm auf öffentlichen Straßen durch den B-Plan-
induzierten Zusatzverkehr. 

Im Rahmen der Vorsorge in der Bauleitplanung erfolgt üblicherweise eine Beurteilung an-
hand der Orientierungswerte (OW) gemäß Beiblatt 1 [3] zur DIN 18005, Teil 1, „Schallschutz 
im Städtebau“[4], wobei die Beurteilung des Verkehrslärms auf öffentlichen Verkehrswegen 
an den Kriterien der 16. BImSchV („Verkehrslärmschutzverordnung“ [2] orientieren. 

Grundsätzlich ist im Bebauungsplanverfahren die zu erwartende Lärmbelastung durch den 
Verkehrslärm für das Plangebiet zu ermitteln und ggf. zu klären, ob Lärmschutzmaßnahmen 
zum Schutz des Plangeltungsbereiches erforderlich sind. Ggf. sind Festsetzungen von pas-
sivem Schallschutz gemäß DIN 4109 erforderlich. 

Zur Beurteilung des Gewerbelärms verweist die aktuelle Fassung der DIN 18005, Teil 1 [3] 
auf die TA Lärm, die im Rahmen des nachgeordneten Baugenehmigungsverfahrens maß-
gebend ist. Grundsätzlich ist bei einer Beurteilung gemäß TA Lärm die Gesamtbelastung 
aus Gewerbelärm zu betrachten. Daher sind im vorliegenden Fall die umliegenden gewerb-
lichen Nutzungen zu berücksichtigen. 
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2. Örtliche Situation 

Die in Aussicht genommene Fläche befindet sich südöstlich der Holmer Straße (L261) und 
schließt an das im Bebauungsplan Nr. 12 festgesetzte Gewerbegebiet an. Im Nordosten 
sind landwirtschaftliche Betriebe vorhanden. In direkter Nachbarschaft sind allgemeine 
Wohngebiets- Mischgebiets- und Gewerbegebietsflächen ausgewiesen. 

Die genauen örtlichen Gegebenheiten sind dem Lageplan in der Anlage A 1 zu entnehmen. 

3. Beurteilungsgrundlagen 

3.1. Schalltechnische Anforderungen in der Bauleitplanung 

3.1.1. Allgemeines 

Die Berücksichtigung der Belange des Schallschutzes erfolgt nach den Kriterien der 
DIN 18005 Teil 1 [3] in Verbindung mit dem Beiblatt 1 [4] unter Beachtung folgender Ge-
sichtspunkte: 

 Nach § 1 Abs. 6 BauGB sind bei der Bauleitplanung die Belange des Umweltschutzes 
zu berücksichtigen. 

 Nach § 50 BImSchG ist die Flächenzuordnung so vorzunehmen, dass schädliche Um-
welteinwirkungen unter anderem auf die ausschließlich oder überwiegend dem Woh-
nen dienenden Gebiete soweit wie möglich vermieden werden. 

Die Orientierungswerte nach [4] stellen aus der Sicht des Schallschutzes im Städtebau er-
wünschte Zielwerte dar. Sie dienen lediglich als Anhalt, so dass von ihnen sowohl nach 
oben (bei Überwiegen anderer Belange) als auch nach unten abgewichen werden kann. 

Konkreter wird im Beiblatt 1 zur DIN 18005/1 in diesem Zusammenhang ausgeführt: „In 
vorbelasteten Bereichen, insbesondere bei vorhandener Bebauung, bestehenden Ver-
kehrswegen und in Gemengelagen, lassen sich die Orientierungswerte oft nicht einhalten. 
Wo im Rahmen der Abwägung mit plausibler Begründung von den Orientierungswerten 
abgewichen werden soll, weil andere Belange überwiegen, sollte möglichst ein Ausgleich 
durch andere geeignete Maßnahmen (z.B. durch geeignete Gebäudeanordnung und 
Grundrissgestaltung, bauliche Schallschutzmaßnahmen (insbesondere für Schlafräume) 
vorgesehen und planungsrechtlich abgesichert werden.“ 

Über den Abwägungsspielraum gibt es keine Regelungen. Zur Beurteilung des Verkehrs-
lärms kann man hilfsweise als Obergrenze die Immissionsgrenzwerte (IGW) der 16. BIm-
SchV [2] heranziehen, da davon ausgegangen werden kann, dass die 16. BImSchV recht-
lich insoweit nicht strittig ist. 

Die Beurteilungspegel der Geräusche verschiedener Arten von Schallquellen (Verkehr, In-
dustrie und Gewerbe, Freizeitlärm) sollen gemäß Beiblatt 1 zur DIN 18005 Teil 1 wegen der 
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unterschiedlichen Einstellung der Betroffenen zu verschiedenen Arten von Geräuschquel-
len jeweils für sich allein mit den Orientierungswerten verglichen und nicht addiert werden. 

Für die im Rahmen dieser Untersuchung zu betrachtenden Nutzungsarten legt Beiblatt 1 
zur DIN 18005 Teil 1 die in Tabelle 1 zusammengefassten Orientierungswerte für Beurtei-
lungspegel aus Verkehrs- und Gewerbelärm fest. Beurteilungszeiträume sind die 16 Stun-
den zwischen 6 und 22 Uhr tags sowie die 8 Stunden von 22 bis 6 Uhr nachts. 

Tabelle 1: Orientierungswerte nach DIN 18005 Teil 1, Beiblatt 1 [4] 

Nutzungsart 

Orientierungswert nach [4] 

tags 
nachts 

Verkehr a) Anlagen b) 

dB(A) 

reine Wohngebiete (WR), Wochenendhausgebiete und Ferien-
hausgebiete 

50 40 35 

allgemeine Wohngebiete (WA), Kleinsiedlungsgebiete (WS) und 
Campingplatzgebiete 

55 45 40 

Friedhöfe, Kleingartenanlagen und Parkanlagen 55 55 55 
Dorfgebiete (MD) und Mischgebiete (MI) 60 50 45 
Kerngebiete (MK) und Gewerbegebiete (GE) 65 55 50 
sonstige Sondergebiete, soweit sie schutzbedürftig sind,  
je nach Nutzungsart 

45 bis 65 35 bis 65 35 bis 65 

a) gilt für Verkehrslärm; 
b) gilt für Industrie-, Gewerbe- und Freizeitlärm sowie für Geräusche von vergleichbaren öffentlichen Anlagen 

 

Tabelle 2: Immissionsgrenzwerte nach § 2 Absatz 1 der 16. BImSchV – Verkehrslärm-
schutzverordnung [2] 

Nr. Gebietsnutzung 

Immissionsgrenzwerte 

tags nachts 

dB(A) 

1 Krankenhäuser, Schulen, Kurheime und Altenheime 57 47 
2 reine und allgemeine Wohngebiete und Kleinsiedlungsgebiete 59 49 
3 Kerngebiete, Dorfgebiete und Mischgebiete 64 54 
4 Gewerbegebiete 69 59 

 

3.1.2. Möglichkeiten zur Vermeidung von Konflikten 

Um bereits in der Phase der Bauleitplanung sicherzustellen, dass auch bei enger Nachbar-
schaft von gewerblicher Nutzung, Verkehrswegen und Wohnen die Belange des Schall-
schutzes betreffende Konflikte vermieden werden, stehen verschiedene planerische Instru-
mente zur Verfügung.  

Von besonderer Bedeutung sind: 

 die Gliederung von Baugebieten nach in unterschiedlichem Maße schutzbedürftigen 
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Nutzungen, 

 aktive Schallschutzmaßnahmen wie Lärmschutzwände und -wälle; 

 Emissionsbeschränkungen für Gewerbeflächen durch Festsetzung maximal zulässiger 
flächenbezogener immissionswirksamer Schallleistungspegel als Emissionskontingen-
tierung „nach der Art der Betriebe und Anlagen und deren besonderen Bedürfnissen 
und Eigenschaften“ im Sinne von § 1, (4), Satz 1, Ziffer 2 BauNVO sowie eines ent-
sprechenden Nachweisverfahrens, 

 Maßnahmen der Grundrissgestaltung und der Anordnung von Baukörpern derart, dass 
dem ständigen Aufenthalt von Personen dienende Räume zu den lärmabgewandten 
Gebäudeseiten hin orientiert werden, 

 Vorzugsweise Anordnung der Außenwohnbereiche im Schutz der Gebäude, 

 ersatzweise passiver Schallschutz an den Gebäuden durch Festsetzung von Lärmpe-
gelbereichen nach DIN 4109, Schallschutz im Hochbau [6]. 

Nicht Gegenstand von Festsetzungen im Bebauungsplan sind – unter Beachtung des Ge-
botes der planerischen Zurückhaltung – Regelungen im Detail, wenn zum Schutz der Nach-
barschaft vor Lärmeinwirkungen erforderliche konkrete Maßnahmen in Form von Auflagen 
im Baugenehmigungsverfahren durchsetzbar sind. 

4. Verkehrslärm 

4.1. Verkehrsmengen 

Im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung wurden die Belastungen aus Verkehrs-
lärm berechnet. Als maßgebende Quelle wird die Holmer Straße als öffentlicher Verkehrs-
weg berücksichtigt. 

Die aktuellen Verkehrsbelastungen der Holmer Straße wurden gemäß der schalltechni-
schen Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 12 der Gemeinde Hetlingen [10] angesetzt. 

Aufgrund der Änderung einer Gewerbefläche in eine Mischgebietsfläche ist auf den umlie-
genden Straßenabschnitten nicht mit einer erheblichen Zunahme im öffentlichen Straßen-
verkehr zu rechnen, so dass sich der B-Plan-induzierte Zusatzverkehr vom Prognose-Null-
fall zum Prognose-Planfall nicht beurteilungsrelevant verändert. Daher ist eine detaillierte 
Untersuchung des B-Plan-induzierten Zusatzverkehrs auf öffentlichen Straßen nicht erfor-
derlich. 

Eine Zusammenstellung der Verkehrsbelastungen findet sich in der Anlage A 2.1. 

4.2. Emissionen aus Straßenverkehrslärm 

Die Emissionspegel wurden entsprechend den Rechenregeln gemäß RLS-90 [7] berech-
net. Eine Zusammenstellung zeigt die Anlage A 2.3.  
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4.3. Immissionen 

4.3.1. Allgemeines 

Die Berechnung der Schallausbreitung erfolgte mit Hilfe des EDV-Programms CadnaA [9] 
auf Grundlage der Rechenregeln der RLS-90 [7].  

Für die Beurteilung werden im Ausbreitungsmodell zudem die Abschirmwirkung von vor-
handenen Gebäuden außerhalb des Plangeltungsbereiches sowie Reflexionen an den Ge-
bäudeseiten berücksichtigt. Die Berechnung der Geräuschbelastung innerhalb des Plan-
geltungsbereiches erfolgt in Form von Rasterlärmkarten. 

Das maßgebende Umfeld des Plangeltungsbereichs ist weitgehend eben, so dass mit ei-
nem ebenen Geländemodell gerechnet wurde.  

Die in die Modellrechnung eingehenden örtlichen Gegebenheiten sowie die Lage der Lärm-
quellen sind aus der Anlage A 1 ersichtlich. 

4.3.2. Schutz des Plangeltungsbereichs vor Verkehrslärm 

Innerhalb des Plangebiets sind Ausweisungen als Mischgebiet und als Gewerbegebiet ge-
plant. Die Beurteilungspegel aus Verkehrslärm im Plangebiet sind in der Anlage A 2.4 in 
Form von Rasterlärmkarten dargestellt. 

Zur Beurteilung von Schutzmaßnahmen im Bereich der Erdgeschosse (Aufpunkthöhe 
2,8 m) und der Obergeschosse (Aufpunkthöhe: 5,6 m und 8,4 m) wurden Berechnungen 
durchgeführt.  

Im Plangeltungsbereich ergeben sich Beurteilungspegel aus Straßenverkehrslärm von bis 
zu etwa 53 dB(A) tags und 45 dB(A) nachts. 

Insgesamt ist festzustellen, dass im gesamten Bereich des Gewerbegebiets sowohl die Ori-
entierungswerte für Gewerbegebiete von 65 dB(A) tags und 55 dB(A) nachts eingehalten 
als auch die Immissionsgrenzwerte für Gewerbegebiete von 69 dB(A) tags und von 
59 dB(A) nachts eingehalten werden. 

Im Bereich des Mischgebiets werden ebenfalls sowohl der Orientierungswerte für Mischge-
biete von 60 dB(A) tags und von 50 dB(A) nachts als auch die Immissionsgrenzwerte für 
Mischgebiete von 64 dB(A) tags und von 54 dB(A) nachts eingehalten.  

Aktive Lärmschutzmaßnahmen sind aufgrund der Einhaltung der Immissionsgrenzwerte 
nicht erforderlich. 

Die Anforderungen an den passiven Schallschutz zum Schutz von Büro- und Wohnnutzun-
gen vor Verkehrslärm ergeben sich gemäß DIN 4109 (Januar 2018) [5], [6].  

Die Dimensionierung des passiven Schallschutzes erfolgt über die maßgeblichen Außen-
lärmpegel gemäß DIN 4109. Die maßgeblichen Außenlärmpegel sind in der 
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Abbildung 1 für schutzbedürftige Räume und in Abbildung 2 für Räume, die überwiegend 
zum Schlafen genutzt werden, dargestellt. 

Außenwohnbereiche können im gesamten Plangeltungsbereich frei angeordnet werden, da 
der jeweils geltende Orientierungswert um nicht mehr als 3 dB(A) überschritten wird. 

5. Textvorschläge für Begründung und Festsetzungen 

5.1. Begründung 

a) Allgemeines 

Die Gemeinde Hetlingen beabsichtigt mit der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 12 die 
planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Änderung einer Gewerbefläche in eine 
Mischgebietsfläche zu schaffen. 

Die in Aussicht genommene Fläche befindet sich südöstlich der Holmer Straße (L261). Im 
Nordosten sind landwirtschaftliche Betriebe vorhanden. 

Im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung wurden die Einwirkungen des Straßen-
verkehrslärms auf das Plangebiet und die Auswirkungen des B-Plan-induzierten Zusatzver-
kehrs untersucht. 

Die Auswirkungen aus Gewerbelärm wurden in der vorliegenden Untersuchung nicht de-
tailliert betrachtet, da dies in der schalltechnischen Untersuchung zum Bebauungsplan 
Nr. 12 der Gemeinde Hetlingen vom 6. Juni 2017 bereits erfolgte. Durch die Änderung der 
Ausweisung von einem Gewerbegebiet in ein Mischgebiet ergeben sich im vorliegenden 
Fall keine immissionsschutzrechtlichen Veränderungen. 

Im Rahmen der Vorsorge bei der Bauleitplanung erfolgt üblicherweise eine Beurteilung an-
hand der Orientierungswerte gemäß Beiblatt 1 zur DIN 18005 Teil 1, „Schallschutz im Städ-
tebau“. Andererseits kann sich die Beurteilung des Verkehrslärms auf öffentlichen Ver-
kehrswegen an den Kriterien der 16. BImSchV („Verkehrslärmschutzverordnung“) orientie-
ren. 

b) Verkehrslärm 

Im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung wurden die Belastungen aus Verkehrs-
lärm berechnet. Die aktuellen Verkehrsbelastungen der Holmer Straße wurden gemäß der 
schalltechnischen Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 12 der Gemeinde Hetlingen an-
gesetzt. 

Die Berechnung der Schallausbreitung erfolgte auf Grundlage der Rechenregeln der 
RLS-90. 

Es zeigt sich, dass durch den B-Plan-induzierten Zusatzverkehr keine beurteilungsrelevan-
ten Zunahmen zu erwarten sind. 

Innerhalb des Plangeltungsbereiches zeigt sich, dass die sowohl die jeweils geltenden Ori-
entierungswerte als auch die jeweils geltenden Immissionsgrenzwerte eingehalten werden. 
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Aktive Lärmschutzmaßnahmen sind aufgrund der Einhaltung der Immissionsgrenzwerte 
nicht erforderlich. 

Gemäß DIN 4109 (Januar 2018) ergeben sich Anforderungen an den passiven Schallschutz 
zum Schutz der Wohn- und Büronutzungen vor von außen eindringenden Geräuschen. Die 
Dimensionierung des passiven Schallschutzes erfolgt über die maßgeblichen Außenlärm-
pegel gemäß DIN 4109. Die maßgeblichen Außenlärmpegel sind in der Abbildung 1 für 
schutzbedürftige Räume und in Abbildung 2 für Räume, die überwiegend zum Schlafen 
genutzt werden, dargestellt. 

Außenwohnbereiche können im gesamten Plangeltungsbereich frei angeordnet werden, da 
der jeweils geltende Orientierungswert um nicht mehr als 3 dB(A) überschritten wird. 

Abbildung 1: maßgeblicher Außenlärmpegel für schutzbedürftige Räume 

 

GE

MI

68 dB(A)

63 dB(A)

0 10 20 30 40 50 m

 >  35.0 dB
 >  40.0 dB
 >  45.0 dB
 >  50.0 dB
 >  55.0 dB
 >  60.0 dB
 >  65.0 dB



Schalltechnische Untersuchung zur 1. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 12 der Gemeinde Hetlingen  

 Seite  9 
Proj.Nr.: 16008.01 

 

LAIRM CONSULT GmbH 27. Juli 2018 16008.01 bericht.docx  
 gedruckt: 27. Juli 2018 

Abbildung 2: maßgeblicher Außenlärmpegel für Räume, die überwiegend zum Schlafen ge-
nutzt werden  
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5.2. Festsetzungen 

a) Verkehrslärm  

Zum Schutz der Wohn- und Büronutzungen werden für Neu-, Um- und Ausbauten die maß-
geblichen Außenlärmpegel gemäß DIN 4109 (Januar 2018) entsprechend den Abbildun-
gen 1 und 2 festgesetzt. Die Abbildung 2 gilt ausschließlich für Räume, die überwiegend 
zum Schlafen genutzt werden. 

(Hinweis 1 an den Planer: Die maßgeblichen Außenlärmpegel sind Abbildung 1 und 
Abbildung 2 zu entnehmen. Diese sind entsprechend in die textlichen Festsetzungen des 
Bebauungsplanes zu übernehmen.)
Außenwohnbereiche können im gesamten Plangeltungsbereich frei angeordnet werden, 
da der jeweils geltende Orientierungswert um nicht mehr als 3 dB(A) überschritten wird. 

(Hinweis 2 an die Verwaltung und den Planverfasser: Die DIN-Vorschrift 4109 ist im Rah-
men des Planaufstellungsverfahrens durch die Verwaltung zur Einsicht bereitzuhalten und 
hierauf in der Bebauungsplanurkunde hinzuweisen.) 

Zur Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung des Gebäudes in den nicht nur vorüber-
gehend zum Aufenthalt von Menschen vorgesehenen Räumen sind die Anforderungen an 
das resultierende Schalldämm-Maß gemäß DIN 4109 (Januar 2018) zu ermitteln. 

Im Rahmen der jeweiligen Baugenehmigungsverfahren ist die Eignung der für die Außen-
bauteile der Gebäude gewählten Konstruktionen nach den Kriterien der DIN 4109 (Januar 
2018) nachzuweisen.  

Von den vorgenannten Festsetzungen kann abgewichen werden, wenn im Rahmen eines 
Einzelnachweises ermittelt wird, dass aus der tatsächlichen Lärmbelastung geringere An-
forderungen an den passiven Schallschutz resultieren. 

 

Bargteheide, den 27. Juli 2018 

erstellt durch:  geprüft durch: 

gez. gez. 

Dipl.-Ing. (FH) Bianca Berghofer Dipl.-Phys. Dr. Bernd Burandt  
Projektingenieurin Geschäftsführender Gesellschafter 
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A 1 Lageplan, Maßstab 1:1.000 

 

 

GE

MI

Holm
er S

tra
ße

Plangeltungsbereich
Bebauungsplan Nr. 12, 1. Änderung

  Straße



Anlage: Schalltechnische Untersuchung zur 1. Änderung des Bebauungs-
planes Nr. 12 der Gemeinde Hetlingen  

 III 
Proj.Nr.: 16008.01 

 

LAIRM CONSULT GmbH 27. Juli 2018 16008.01 bericht.docx  
 gedruckt: 27. Juli 2018 

A 2 Verkehrslärm 

A 2.1 Verkehrsbelastung 

 

 

A 2.2 Basis-Emissionspegel 

Die folgende Zusammenstellung zeigt die in dieser Untersuchung verwendeten Basis-Emis-
sionspegel Lm,E gemäß RLS-90. Die Angaben sind auf 1 Pkw- oder Lkw-Fahrt je Stunde 
bezogen. 

 

 

A 2.3 Emissionspegel 

 

 

 

Sp 1 2 3 4 5 6 7 8

DTV pt pn DTV pt pn

Kfz/ 24 

h
% %

Kfz/ 24 

h
% %

Holmer Straße (L261)

1 str1 nordöstlich Zufahrt (außerorts) 3.205 4,5 4,2 3.205 4,5 4,2
2 str2 südwestlich Zufahrt (außerorts) 2.605 4,3 4,0 2.605 4,3 4,0
3 str3 südwestlich Zufahrt (innerorts) 2.605 4,3 4,0 2.605 4,3 4,0

Prognose-Planfall 

2030/35

Ze Kürzel Straßenabschnitt

Prognose-Nullfall 

2030/35

Sp 1 3 4 5 6 7 8 9 10

Pkw Lkw

1 asph100 < 5 0,0 asphalt 0,0 100 100 37,2 48,1

2 asph050 < 5 0,0 asphalt 0,0 50 50 30,7 44,3

2

Ze

Straßentyp

Steigung/    

Gefälle

Kürzel Beschreibung % dB(A)

Straßen-

oberfläche

Geschwindig-

keiten

Emissions-

pegel

vPKW vLKW

Lm,E,1
g DStg StrO DStrO

dB(A)dB(A) km/h

nicht geriffelte 
Gussasphalte, 

Asphaltbetone und 
Splitmastix-       

asphalt

Sp 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14

Mt Mn pt pn tags nachts Mt Mn pt pn tags nachts

Holmer Straße (L261)

1 str1 asph100 183 34 4,5 4,2 61,2 53,8 183 34 4,5 4,2 61,2 53,8
2 str2 asph100 147 31 4,3 4,0 60,2 53,3 147 31 4,3 4,0 60,2 53,3
3 str3 asph050 147 31 4,3 4,0 55,3 48,3 147 31 4,3 4,0 55,3 48,3

Prognose-Planfall 2030/35

maßgebl.

Lkw-

Anteile

Emissions-

pegel Lm,E

Prognose-Nullfall 2030/35

Ze
Straßen-

ab-

schnitt

Basis-

Lm,E   

Kfz/h %

maßgebliche

Verkehrs-

stärken

dB(A)

maßgebliche

Verkehrs-

stärken

maßgebl.

Lkw-

Anteile

Emissions-pegel 

Lm,E

Kfz/h % dB(A)
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A 2.4 Beurteilungspegel aus Verkehrslärm 

A 2.4.1 Beurteilungspegel tags, Aufpunkthöhe 2,0 m, Maßstab 1:750 
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A 2.4.2 Beurteilungspegel tags, Aufpunkthöhe 2,8 m, Maßstab 1:750 
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A 2.4.3 Beurteilungspegel tags, Aufpunkthöhe 5,6 m, Maßstab 1:750 
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A 2.4.4 Beurteilungspegel tags, Aufpunkthöhe 8,4 m, Maßstab 1:750 

 

 

 

 

 

 

 

 

GE

MI

 >  35.0 dB
 >  40.0 dB
 >  45.0 dB
 >  50.0 dB
 >  55.0 dB
 >  60.0 dB
 >  65.0 dB



VIII 
Proj.Nr.: 16008.01 

Anlage: Schalltechnische Untersuchung zur 1. Änderung des Bebauungs-
planes Nr. 12 der Gemeinde Hetlingen 

 

16008.01 bericht.docx 27. Juli 2018 LAIRM CONSULT GmbH  
   gedruckt: 27. Juli 2018 

A 2.4.5 Beurteilungspegel nachts, Aufpunkthöhe 2,8 m, Maßstab 1:750 
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A 2.4.6 Beurteilungspegel nachts, Aufpunkthöhe 5,6 m, Maßstab 1:750 
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A 2.4.7 Beurteilungspegel nachts, Aufpunkthöhe 8,4 m, Maßstab 1:750 
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Gemeinde Haseldorf 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0169/2018/HaD/BV 
 
 

Fachbereich: Bauen und Liegenschaften Datum: 24.09.2018 

Bearbeiter: Melanie Pein AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Gemeindevertretung Haseldorf 18.10.2018 öffentlich 

 

3. Änderung der Ortsgestaltungssatzung der Gemeinde Haseldorf; hier: 
Satzungsbeschluss und Abwägung der Stellungnahmen 
 
Sachverhalt: 
Die Gemeindevertretung Haseldorf hat in ihrer Sitzung am 05.04.2018 den Entwurfs- 
und Auslegungsbeschluss für die 3. Änderung der Ortsgestaltungssatzung für das 
Gemeindegebiet Haseldorf beschlossen. Auf der Grundlage dieses Beschlusses hat 
in der Zeit vom 30.07.2018 bis 31.08.2018 die öffentliche Auslegung nach vorheriger 
Bekanntmachung während der Dienststunden nach § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch 
(BauGB) stattgefunden. 
 
Die Träger öffentlicher Belange (TöB) wurden über die öffentliche Auslegung unter-
richtet. Dazu wurde der Entwurf der Ortsgestaltungssatzung mit den entsprechenden 
Erläuterungen zugestellt. In gleicher Form wurden die Nachbargemeinden von der 
öffentlichen Auslegung unterrichtet. 
 
Im Zuge dieses Verfahrensschrittes sind die in der anliegenden Aufstellung (Anlage 
1) aufgeführten Anregungen eingegangen. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die eingegangenen Anregungen und Hinweise sind in der anliegenden Aufstellung 
als Zusammenfassung der Äußerung und als Abwägungsvorschlag aufgeführt wor-
den. Es sind lediglich redaktionelle Änderungen notwendig, da unter § 2 Abs. 2 der 
Ortsgestaltung eine Umformulierung vorgenommen werden muss. 
Der Satzungstext ist als Anlage beigefügt. Von der Gemeinde ist nunmehr ein Sat-
zungsbeschluss zu fassen. 
 
 
 
Finanzierung: 
entfällt  
 

TOP Ö  8TOP Ö  8



 
Fördermittel durch Dritte: 
entfällt 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Gemeindevertretung beschließt: 
 

1. Die während der öffentlichen Auslegung der 3. Änderung der Ortsgestaltungs-
satzung Haseldorf in der Zeit vom 30.07.2018 bis 31.08.2018 eingegangenen 
Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange hat die Gemeindevertretung 
mit folgendem Ergebnis geprüft: 
§ 2 Abs. 2 der Ortsgestaltungssatzung, 3. Änderung, wird wie vom Landesamt 
für Denkmalpflege Schleswig-Holstein und wie vom Kreis Pinneberg, Untere 
Denkmalschutzbehörde, angegeben, geändert. Dort heißt es nun:  
„(2) Die Vorschriften der Satzung gelten nicht für die eingetragenen Kultur-
denkmale nach § 2 des Denkmalschutzgesetzes.“ 

 
2. Der Bürgermeister wird beauftragt, diejenigen, die Anregungen vorgebracht 

haben, sowie die Träger öffentlicher Belange, die eine Stellungnahme abge-
geben haben, von dem Ergebnis der Abwägung mit Angabe der Gründe in 
Kenntnis zu setzen. Auf der Grundlage des § 84 der Landesbauordnung 
Schleswig-Holstein beschließt die Gemeindevertretung Haseldorf die 3. Ände-
rung der Ortgestaltungssatzung für das Gemeindegebiet, bestehend aus dem 
Satzungstext (Anlage 1) als Satzung. 
 

3. Der Beschluss der 3. Änderung der Ortsgestaltungssatzung Haseldorf durch 
die Gemeindevertretung ist nach § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekannt zu 
machen. In der Bekanntmachung ist anzugeben, wo der Plan während der 
Sprechstunden eingesehen und über den Inhalt Auskunft verlangt werden 
kann. 

 
 
 
 
 
 
__________________ 
Sellmann 
 
 
 
Anlagen: 
Ortsgestaltungssatzung der Gemeinde Haseldorf, 3. Änderung 
Aufstellung Abwägung der Stellungnahmen  
 
 
 



Ortsgestaltungssatzung der Gemeinde Haseldorf 
 

3. Änderung 
 
 
Aufgrund des § 84 Abs. 1 der Landesbauordnung für das Land Schleswig-Holstein 
(LBO) in der Fassung vom 22.01.2009 (GVOBl. Schl.-H. 2009, Seite 6), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 14.06.2016 (GVOBl. Schl.-H. S. 369) in Verbindung mit 
§ 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 28.02.2003 (GVOBl. Schl.-H. 2003, S. 57), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 14.03.2017 (GVOBl. Schl.-H. Seite 140) wird nach 
Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung Haseldorf vom              folgende 
Satzung erlassen. 
 
 
 

§ 1 Örtlicher Geltungsbereich 
 
Diese Satzung gilt für das gesamte Gemeindegebiet der Gemeinde Haseldorf. 
 
 

§ 2 Anwendungsbereich 
 

(1) Diese Satzung gilt, soweit in einem Bebauungsplan keine weitergehenden 
oder abweichenden Festsetzungen getroffen werden. 

(2) Die Vorschriften der Satzung gelten nicht für eingetragene Kulturdenkmale 
nach § 2 des Denkmalschutzgesetzes. 

 
§ 3 Baukörper 

 
(1) Die Breite von Zwerchgiebeln und Frontspitzen darf maximal ½ der 

jeweiligen Gebäudewandbreite nicht überschreiten. 
(2) Der Baukörper darf maximal über ein Vollgeschoss verfügen. 
(3) Die Traufhöhe darf an der Giebelseite max. 4,5 m betragen. An der 

Längsseite des Gebäudes darf die Traufhöhe max. 3 m betragen. 
(4) Die Regelungen der Absätze 1 bis 3 gelten nicht für Vorhaben, die sich nach 

§ 34 BauGB in die Eigenart der näheren Umgebung einfügen. 
 
 

§ 4 Sockel-, und Drempelhöhen 
 

(1) Wurtartige Bodenaufschüttungen bis zu maximal 0,5 m über Oberkante der 
öffentlichen Verkehrsfläche (Gehweg, wenn vorhanden) sind zulässig. 

(2) Die zulässige Drempelhöhe (Schnittlinie von Gebäudeaußenwand und 
Dachhaut über Fertigdecke) beträgt max. 1,2 m auf der Außenseite. Auf der 
Innenseite darf die Drempelhöhe max. 1,0 m betragen. 
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§ 5 Dächer von Wohngebäuden  
 

(1) Die Dächer von Hauptgebäuden sind nur als Satteldächer und Walmdächer 
inklusive Krüppelwalmdach mit Steilgiebeln mit einem symmetrischen 
Neigungswinkel von mindestens 30º zulässig. 

(2) Anbauten in Form von Windfängen, Erkern, Veranden oder Terrassen mit 
Bedachung sind nur mit einer Tiefe von max. 4,0 m auch mit Flachdach 
zulässig. 

(3) Die Breite von Dachgauben darf ein ½ Maß von der Dachbreite, in Höhe der 
Unterkante der Dachgaube gemessen, nicht übersteigen. 

(4) Für Anbauten in Form von Garagen und offenen Kleingaragen und 
überdachten Stellplätzen (Carports) sind auch Flachdächer zulässig. 

 
 

§ 6 Dächer von landwirtschaftlich oder gewerblich genutzten Gebäuden 
 

(1) Bei landwirtschaftlich oder mehrheitlich gewerblich genutzten Gebäuden sind 
die Dächer mit einem Neigungswinkel von mindestens 5º zulässig. Die 
Ausbildung von Krüppelwalmen ist bis zu maximal 1/3 der Dachhöhe zulässig. 

(2) Bei Unterstellbauten für Maschinen, Geräte und landwirtschaftliche oder 
gewerbliche Fahrzeuge (Remisen) sind auch Pultdächer mit einer Neigung 
von 10° bis 20° zulässig. 

(3) Anbauten oder Seitentrakte sind auch mit Pultdach mit einer Neigung gleich 
oder größer 5º zulässig. Das Dach muss zum Hauptbaukörper ansteigen, 
traufseitig angebaute Pultdächer dürfen die Traufe des Hauptbaukörpers nicht 
übersteigen. Giebelseitig angebaute Pultdächer dürfen die Hauptdachfläche 
nicht übersteigen. 

(4) Für Anbauten in Form von Garagen und offenen Kleingaragen und 
überdachten Stellplätzen (Carports) sind auch Flachdächer zulässig. 

 
 

§ 7 Dachausführung 
 

(1) Es sind folgende Dachdeckungsmaterialien zulässig: 
- Reet 
- Schnindel-, Schiefer- und andere Schuppeneindeckungen außer in Holz 

und Bitumen 
- Pfannen (Tonziegel oder Betonstein) 
- Metallwellplatten 
- Extensivbegrünung 
Bei Flachdächern von Nebenanlagen bestehen keine Einschränkungen. 
 
Im Bestand vorhandene Materialien dürfen bei Reparaturen gleichartig ersetzt 
werden. 
 

(2) Für die Dachfläche eines Gebäudes ist nur einheitliches 
Dachdeckungsmaterial zulässig. 

 
 

§ 8 Farben 



 
Sichtmauerwerk ist in den Farben rot bis rotbraun zulässig. Putzfassaden (bei 
bestehenden Gebäuden) dürfen nur in hellen Farbtönen laut der beigefügten 
Farbskala der RAL Classicfarben hergestellt werden. Die beigefügte Farbskala regelt 
die farbliche Gestaltung der übrigen Gebäudeteile. 
 
 

§ 9 Abweichungen – Ausnahmen 
 
Abweichungen von den Vorschriften der Ortsgestaltungssatzung sind in begründeten 
Einzelfällen zulässig, wenn sie unter Würdigung der nachbarlichen Interessen mit 
den öffentlichen Belangen vereinbar sind. Über die Abweichung entscheidet die 
Bauaufsichtsbehörde im Einvernehmen mit der Gemeinde auf der Grundlage des § 
71 Abs. 3 LBO. Über das Einvernehmen der Gemeinde entscheidet der 
Bauausschuss durch einfachen Beschluss. 
 
 

§ 10 Ordnungswidrigkeiten 
 

(1) Ordnungswidrig gemäß § 82 Abs. 1 Nr. 1 der LBO handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig gegen die Anforderungen dieser Satzung verstößt oder einer 
aufgrund dieser Satzung ergangenen vollziehbaren schriftlichen Anordnung 
zuwiderhandelt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann laut § 82 Abs. 3 LBO mit einer Geldbuße bis zu 
500.000 € geahndet werden. Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Nr. 1 des 
Gesetzes über die Ordnungswidrigkeiten ist die untere Bauaufsichtsbehörde. 

 
 

§ 11 Inkrafttreten 
 
Diese 3. Änderung der Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
 

 
 
Gemeinde Haseldorf,  
 
 
 
 
Der Bürgermeister 
  



Anlage 
 
Farbskala zu § 8 
 
Die folgenden nach außen sichtbaren Gebäudeteile sind jeweils in einem der 
separat für den jeweiligen Gebäudeteil aufgeführten zulässigen RAL Classicfarbton 
zu gestalten. 
 
Pfannen und Metallplatten sind lediglich in den folgenden Farbtönen zu gestalten. 
 
 
 
RAL 7015 „Schiefergrau“ 
  

 
 

 
RAL 7016 „Anthrazitgrau“ 
 

 

 
 

 
RAL 7021 „Schwarzgrau“ 

 

 
 

 
RAL 7024 „Graphitgrau“ 

 

 
 

 
RAL 7026 „Granitgrau“ 
 

 

  
RAL 9011 „Graphitschwarz“ 
 

 

 
 

 
 
 
Die Giebelverkleidung ist lediglich in den folgenden Farbtönen zu gestalten. 
 
 
 
RAL 6000 „Patinagrün“ 
 

 

 
 

 
RAL 6001 „Smaragdgrün“ 

 

 
 

 
RAL 6002 „Laubgrün“ 

 

 
 

 
RAL 6004 „Blaugrün“ 
 

 
 

 
 



 
RAL 6005 „Moosgrün“ 

  
 
RAL 7035 „Lichtgrau“ 

 

 
 

 
RAL 7045 „Telegrau“ 

 
 

 
 

 
RAL 9007 „Graualuminium“ 

 

 
 

 
RAL 9010 „Reinweiß“ 

 

 
 

 
RAL 9016 „Verkehrsweiß“ 

 

 
 

 
 
 
Die Putzfassaden sind lediglich in den folgenden Farbtönen zu gestalten. 
 
 
RAL 1013 „Perlweiß“ 

 

 
 

 
RAL 1015 „Hellelfenbein“ 

 

 
 

 
RAL 7035 „Lichtgrau“ 

 

 
 

 
RAL 9001 „Cremeweiß“ 

 

 
 

 
RAL 9002 „Grauweiß“ 

 

 
 

 
RAL 9007 „Graualuminium“ 

 

 
 

 
RAL 9010 „Reinweiß“ 

 

 
 

 
RAL 9016 „Verkehrsweiß“ 

 

 
 

 
RAL 9018 „Papyrusweiß“ 

 

 
 

 
 
 
Fenster, Türen und Tore sind lediglich in den folgenden Farbtönen zu gestalten. 
 



 
RAL 6002 „Laubgrün“ 

 

 
 

 
RAL 6005 „Moosgrün“ 

  
 
RAL 6009 „Tannengrün“ 

 

 
 

 
RAL 7003 „Moosgrau“ 

 

 
 

 
RAL 7004 „Signalgrau“ 

 

 
 

 
RAL 7037 „Staubgrau“ 

 

 
 

 
RAL 7045 „Telegrau“ 

 

 
 

 
RAL 8011 „Nussbraun“ 

 

 
 

 
RAL 8012 „Rotbraun“ 

 

 
 

 
RAL 8015 „Kastanienbraun“ 

 

 
 

 
RAL 8016 „Mahagonibraun“ 

 

 
 

 
RAL 9007 „Graualuminium“ 

 

 
 

 
 

 
RAL 9010 „Reinweiß“ 

 

 
 

 
 
 
Fachwerkteile sind lediglich in den folgenden Farbtönen zu gestalten. 
 
 
RAL 8011 „Nussbraun“ 

 

 
 

 
RAL 8012 „Rotbraun“ 

 

 
 

 
RAL 8014 „Sepiabraun“  

 

 
 



 
RAL 8015 „Kastanienbraun“ 

 

 
 

 
RAL 8016 „Mahagonibraun“ 

 

 
 

 
RAL 8017 „Schokoladenbraun“ 
 

 

 
 

 
 
 
 
 





3. Änderung der Ortsgestaltungssatzung der Gemeinde Haseldorf 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie Nachbarkommunen 

 

Auswertung der Stellungnahmen zum Entwurf 

 

Ohne Anregungen und Bedenken  

  

Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange  

  

Deutsche Telekom Technik GmbH, Fackenburger  Allee 31, 
23554 Lübeck, Stellungnahme vom 04.07.2018 

 

Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume 
des Landes S.-H., Breitenburger Str. 25, 25524 Itzehoe, Stel-
lungnahme vom 09.07.2018 

 

Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume 
des Landes S.-H., Untere Forstbehörde,  Memellandstraße 15, 
24537 Neumünster, Stellungnahme vom 09.07.2018 

 

Gewässer- und Landschaftsverband im Kreis Pinneberg, 
Hauptstraße 23a, 25489 Haseldorf, Stellungnahme vom 
09.07.2018 

 

Archäologisches Landesamt Schleswig-Holstein, Brockdorff-
Rantzau-Str. 70, 24837 Schleswig, Stellungnahme vom 
11.07.2018 

 

GM.SH, Gebäudemanagement Schleswig-Holstein AöR, Gar-
tenstraße 6, 24103 Kiel, Stellungnahme vom 20.07.2018 

 

Ericsson GmbH, Prinzenallee 21, 40549 Düsseldorf, Stellung-
nahme vom 18.07.2018 

 

Handwerkskammer Lübeck, Breite Straße 10/12, 23552 
Lübeck, Stellungnahme vom 08.08.2018 

 

Landesbetrieb für Küstenschutz, Nationalpark und Meeres-
schutz Schleswig-Holstein, Oelixdorfer Straße 2, 25524 
Itzehoe, Stellungnahme vom 09.08.2018 
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Landwirtschaftskammer Schleswig-Holstein, Grüner Kamp 
15-17, 24768 Rendsburg, Stellungnahme vom 21.08.2018 

 

AZV Südholstein, Am Heuhafen 2, 25491 Hetlingen, Stellung-
nahme vom 28.08.2018 

 

Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein, 
Neiderlassung Itzehoe, Postfach 2031, 25510 Itzehoe, Stellung-
nahme vom 28.08.2018 

 

IHK zu Kiel, Postfach 549, 25305 Elmshorn, Stellungnahme vom 
30.08.2018 

 

Vodafone Kabel Deutschland GmbH, Amsinckstraße 59, 20097 
Hamburg 

 

  

Nachbarkommunen  

  

Gemeinde Haselau über das Amt Geest und Marsch Südhol-
stein, Amtsstraße 12, 25436 Moorrege, Stellungnahme vom 
12.07.2018 

 

Gemeinde Heist über das Amt Geest und Marsch Südholstein, 
Amtsstraße 12, 25436 Moorrege, Stellungnahme vom 10.07.2018 

 

Gemeinde Hetlingen über das Amt Geest und Marsch Südhol-
stein, Amtsstraße 12, 25436 Moorrege, Stellungnahme vom 
05.07.2018 

 

  

Mit Anregungen und Bedenken 
(Die Stellungnahmen sind mit ihrem genauen Wortlaut wie-
dergegeben.) 

 

  

Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange  

  

Kreis Pinneberg, Fachdienst Gebäudemanagement, Untere 
Denkmalschutzbehörde, Kurt-Wagener-Straße 11, 25337 
Elmshorn, Stellungnahme vom 10.07.2018: 
 

 
 
 
 



Unter § 2 Abs. 2 „Anwendungsbereich“ muss der zitierte Para-
graph des Denkmalschutzgesetzes korrigiert werden. 
Der Satz muss lauten: 
(2) Die Vorschriften der Satzung gelten nicht für eingetragene 
Kulturdenkmale nach § 2 des Denkmalschutzgesetzes. 
 

 
 
 
Die Änderung wird in dem Entwurf der 3. Änderung der Orts-
gestaltungssatzung vorgenommen. Redaktionelle Änderung, 
daher keine erneute Auslegung und Beteiligung der Träger 
öffentlicher Belange erforderlich. 

Landesamt für Denkmalpflege Schleswig-Holstein, Sartori & 
Berger-Speicher, Wall 47/51, 24103 Kiel, Stellungnahme vom 
23.08.2018: 
 
Gemäß § 4 (3) DSchG S-H in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 30. Dezember 2014 (GVOBl Schl.-H. 2015 S. 2) sind die 
Denkmalschutzbehörden „[…] bei allen öffentlichen Planungen 
und Maßnahmen, die Belange […] des Denkmalschutzes und der 
Denkmalpflege berühren können, so frühzeitig zu beteiligen, dass 
die[se] […] in die Abwägung mit anderen Belangen eingestellt 
und die Erhaltung und Nutzung der Denkmale sowie die ange-
messene Gestaltung ihrer Umgebung sichergestellt werden kön-
nen“. 
 
Innerhalb des Gemeindegebietes von Haseldorf befinden sich 
einige bedeutsame Kulturdenkmale, wie beispielsweise das Gut 
Haseldorf mit Herrenhaus, Kavalierhaus, Marstall, entsprechend 
gestalteter Außenanlage und vielen weiteren dazugehörigen 
denkmalgeschützten Objekten. Die beabsichtigte 3. Änderung der 
Ortsgestaltungssatzung betrifft das gesamte Gemeindegebiet. 
Denkmalpflegerische Belange werden daher von der Planung 
berührt. 
 
Die im § 2 (2) der Ortsgestaltungssatzung formulierte Vorgabe, 
dass Kulturdenkmale nicht von den Vorschriften der Satzung be-
troffen sind, wird seitens des Landesamtes für Denkmalpflege 
begrüßt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Allerdings entspricht die darin enthaltene Bezugnahme auf das 
Denkmalschutzgesetz Schleswig-Holstein (DSchG SH) nicht dem 
tatsächlichen, rechtskräftigen Gesetzestext. Folgende Änderung 
ist daher zu übernehmen: 
„Die Vorschriften dieser Satzung gelten nicht für eingetragene 
Kulturdenkmale nach § 2 des Denkmalschutzgesetzes Schles-
wig-Holstein.“ 
 
Zusätzlich ist auf den Umgebungsschutz der Kulturdenkmale zu 
verweisen, da gemäß § 12 (1) Satz 3 DSchG SH auch Maßnah-
men in der Umgebung von denkmalgeschützten Bauten, die zur 
Folge haben, den Eindruck derer wesentlich zu beeinträchtigen 
(Umgebungsschutz), genehmigungspflichtig und bei der zustän-
digen unteren Denkmalschutzbehörde zu beantragen sind. 
 

 
 
 
 
Die Änderung wird in dem Entwurf der 3. Änderung der Orts-
gestaltungssatzung vorgenommen. Redaktionelle Änderung, 
daher keine erneute Auslegung und Beteiligung der Träger 
öffentlicher Belange erforderlich. 
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